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Einleitung

Im Jahr 2002 wurde die Diakonie Katastrophenhilfe zum ersten Mal im eigenen Land aktiv. Durch die Jahrhundertflut im 
gleichen Jahr verloren 300.000 Menschen ihr Zuhause, und plötzlich waren, erstmals seit dem zweiten Weltkrieg, auch in 
Deutschland wieder provisorische Unterkünfte zu sehen. Als eine der ersten Hilfsorganisationen unterstützte die Diako-
nie Katastrophenhilfe den Katastrophenschutz und versorgte die Betroffenen der Flut mit Decken sowie Nahrungsmitteln 
und stellte Notunterkünfte bereit. Der Kontakt und die Nähe der Kirchen und diakonischen Einrichtungen zu den Betroffe-
nen erleichterten die unmittelbare Hilfe und die Kontaktaufnahme. Rund 60 Millionen Euro an Spenden kamen zusammen 
und mussten bedarfsgerecht verteilt werden. Insgesamt wurden rund 17.000 Anträge von den Mitarbeitenden bearbeitet. 
Die Hilfen umfassten finanzielle Zuwendungen für Privathaushalte sowie soziale und gemeinnützige Einrichtungen. Basie-
rend auf den Erfahrungen aus 2002 wurde sieben Jahre später der erste Fluthilfeleitfaden „Leitfaden zur Katastrophenhilfe 
in Deutschland“ verabschiedet. Die Flut hatte gezeigt, dass die Diakonie Katastrophenhilfe auch im eigenen Land gefordert 
und dass auch hierzulande umfangreiche Katastrophenhilfe notwendig werden kann. Als im Jahr 2013 die nächste länder-
übergreifende Flut Deutschland erfasste, konnte der Leitfaden aus der Schublade gezogen und einem Praxistest unterwor-
fen werden. Eine anschließende Evaluation der Aktivität 2013 zeigte den Bedarf für eine Überarbeitung des Leitfadens mit 
der Empfehlung, die diakonischen Landesverbände von Anfang an mit einzubeziehen. Diese sind mit ihren lokalen Struk-
turen die ersten Ansprechpartner für Betroffene. Der Empfehlung folgend wurden drei Workshops mit interessierten Vertre-
tern der Landesverbände (Bayern, Mitteldeutschland, Sachsen und Niedersachsen) durchgeführt. Die Ergebnisse der Dis-
kussionen sind in diesen Leitfaden eingeflossen.

Der vorliegende Leitfaden regelt die Zusammenarbeit zwischen der Diakonie Katastrophenhilfe und den Landesverbänden, 
gibt aber auch eine Hilfestellung und macht Vorschläge für die Arbeit der lokalen Partner. Für die Katastrophenhilfebeauf-
tragten der Landesverbände bildet er die Grundlage ihrer Arbeit. In der Hoffnung, dass nicht so bald wieder ein Hochwas-
ser Deutschland erfasst, gibt der Leitfaden zunächst Anregungen für die Vorbereitung auf den Notfall und Hinweise für den 
Aufbau der Katastrophenhilfe in den Landesverbänden. Der Leitfaden ist als praxisnahe Unterstützung für die Landesver-
bände und zur Klärung der Verantwortung zwischen Diakonie Katastrophenhilfe und dem jeweiligen Landesverband er-
stellt worden. Es handelt sich um kein wissenschaftliches Dokument, sodass weitestgehend auf eine wissenschaftliche Zi-
tierweise verzichtet wurde. An entsprechenden Stellen finden sich Verweise auf verwendete Literatur und weiterführende 
Informationen.

Die Perspektive der Landesverbände, die eigenen Erfahrungen aus den Einsätzen sowie die Entwicklungen und Standards 
der humanitären Hilfe sind in der vorliegenden Version des Leitfadens verknüpft. Die humanitäre Hilfe hat sich in den letz-
ten Jahren stetig professionalisiert, und es wurden international anerkannte Standards entwickelt. Zwar unterscheidet sich 
ein Hochwasser in Deutschland von beispielsweise einem Hochwasser in Indien, aber die Grundsätze der Hilfen gelten 
auch für den deutschen Kontext. Verschiedene Vorgehensweisen und Ansätze wurden in dem Leitfaden reflektiert. So liegt 
nun einen Leitfaden für die Katastrophenhilfe in Deutschland vor, der die praktischen Erfahrungen in Deutschland, die 
Perspektive der Landesverbände sowie die internationalen Standards widerspiegelt.

Martin Keßler  
Direktor Diakonie Katastrophenhilfe 
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1	 Naturgefahren und Katastrophen 

Das Verständnis und die Definition von Katastrophen unterscheiden sich je nach Perspektive des Betrachters. Im 
Folgenden werden die Katastrophendefinition der Diakonie Katastrophenhilfe und die Historie von Katastrophen in 
Deutschland dargestellt.

1.1   Katastrophendefinition der Diakonie Katastrophenhilfe
Die Definition von „Katastrophe“ ist vielfältig. Die Frage, was eine Katastrophe eigentlich ist, wird in Gesellschaft und Wis-
senschaft nach wie vor diskutiert und hängt von der jeweiligen Perspektive ab. Einigkeit besteht darüber, dass die Anfäl-
ligkeit und Vorsorge der Gesellschaft darüber entscheidet, ob ein Naturereignis zu einer Katastrophe wird (Kreutzer, 2008, 
S.8). Die Diakonie Katastrophenhilfe hat für sich den Begriff „Katastrophe“ in Verbindung mit ihren weltweiten Aktivitä-
ten der Katastrophenhilfe definiert. In der humanitären Hilfe ist, basierend auf der Definition der Vereinten Nationen, die 
Definition von „Katastrophe“ von vier Faktoren abhängig. Es handelt sich 1. um eine ernsthafte Störung der Funktions-
fähigkeit einer Gesellschaft. 2. Es gibt umfangreiche Verluste an Menschenleben. 3. Es gibt umfangreiche wirtschaftliche 
Schäden oder Umweltschäden. 4. Die betroffene Gesellschaft kann die Auswirkungen nicht mehr allein bewältigen (Lieser 
2013, S.14). Es wird also erst von einer Katastrophe gesprochen, wenn ein außergewöhnliches Ereignis und die Bedrohung 
menschlichen Lebens zusammentreffen.

Die Diakonie Katastrophenhilfe steht vor der Herausforderung, ihren Anspruch nach einer Hilfe, die sich allein an Kriterien 
des objektiven Bedarfs misst, mit der Realität der verfügbaren Ressourcen, die sehr stark von medialen Kriterien beeinflusst 
werden, in Verbindung zu bringen. Um in diesem Spannungsfeld ausgewogene, effektive Handlungsoptionen zu schaffen, 
hat die Diakonie Katastrophenhilfe drei Kategorien von Katastrophen definiert, die jeweils eigene Handlungsmechanismen 
verlangen:

Laute Katastrophen sind in den Medien – und allen voran in dem Leitmedium Fernsehen – in großer Intensität und dauerhaft 
präsent. Sie verlangen seitens der Spenden sammelnden Hilfsorganisationen einen raschen, konzentrierten Auftritt über 
verschiedene Kommunikationskanäle. Die Sturzflut in Simbach 2016 beispielsweise war global betrachtet eine Katastrophe 
von geringem Ausmaß. Sie war regional begrenzt, es gab nur wenige Todesfälle; ihr Ausmaß hielt sich auch aufgrund der 
sehr guten Hilfestrukturen in Grenzen. Deutschlandweit erhielt sie aber trotzdem sehr große mediale Aufmerksamkeit. Die 
mediale Lautstärke einer Katastrophe sagt mithin nicht zwingend etwas über das Ausmaß einer Katastrophe aus. Aktuelle 
Katastrophen besitzen eine enorme Dynamik, was sich nicht zuletzt am Umfang der Spendeneinnahmen messen lässt, so-
fern es der Hilfsorganisation geglückt ist, die Kommunikationskanäle effektiv zu bespielen und die öffentliche Aufmerksam-
keit für die eigenen Hilfsmaßnahmen zu gewinnen.

Leise Katastrophen sind solche, die nur wenig oder kaum Medienpräsenz haben und auf die seitens der Spenden sammelnden 
Hilfsorganisationen zwar ebenfalls unmittelbar, jedoch weitaus weniger intensiv reagiert werden kann. Ein Beispiel sind  
die langanhaltenden Dürreperioden und schweren Überschwemmungen während der Regenzeiten in der Tschadsee-Region.  
Bei leisen Katastrophen muss versucht werden, die im Regelfall sehr eingeschränkten Mittel des Spendenaufrufs durch 
nicht zweckgebundene Spendenmittel und/oder Drittmittel zu ergänzen, um auf diese Weise noch in angemessenem Um-
fang auf die Katastrophe zu reagieren.

Stille Katastrophen sind solche, die praktisch keine Medienpräsenz haben. Es handelt sich zumeist um strukturelle Krisen 
oder lang andauernde Konflikte, die zeitweise vielleicht sogar eine laute oder leise Katastrophe waren, in der Zwischenzeit 
aber nicht mehr wahrgenommen werden. Ein Beispiel ist das im Jahr 1992 errichtete Flüchtlingslager in Dadaab (Kenia), in 
dem mittlerweile mehr als 230.000 Menschen leben. Obwohl gerade diese Kategorie von Katastrophen besonderer Hilfsan-
strengungen bedürfen, ist es enorm schwer, hierfür aktiv Spendenmittel einzuwerben. Ein Instrument sind gezielte Fund-
raising-Kampagnen (wie z. B. Direktmails), ansonsten muss auch in diesem Fall auf nicht zweckgebundene Spendenmittel 
zurückgegriffen werden und ist das Potenzial möglicher Drittmittel noch intensiver zu nutzen. 

Dieser Leitfaden beschäftigt sich vorrangig mit der Reaktion auf laute Katastrophen, gilt aber auch bei leisen und stillen  
Katastrophen als Orientierung. 
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1.2	 Katastrophen in Deutschland
In Deutschland kommt es gelegentlich zu extremen Wetterbedingungen wie intensiven Regenperioden, strengem Frost, ext-
remer Hitze, langanhaltenden Dürren, Orkanen oder Tornados. Hochwasser treten regelmäßig auf. Im Katastrophenschutz-
gedächtnis prägnante Katastrophen sind die Thüringer Sintflut von 1613, die Oderflutkatastrophe 1947, die Schneekatastro-
phe in Norddeutschland 1978 und die Sturmflut 1962 an der deutschen Nordseeküste (Kappas et al. 2003).

1.2.1	 Hochwasser
Zuletzt kam es im Jahr 2013 zu einem Hochwasser mit großflächigem Ausmaß. Im Mai 2013 überstiegen die Regenfälle mit 
178 % der langjährigen Niederschlagssumme die bundesweiten Flächenmittel. Die hohen Niederschlagsmengen in den Vor-
wochen sorgten für eine außergewöhnlich hohe und räumlich weit ausgedehnte Vorfeuchte der Böden und waren ein we-
sentlicher Faktor für die Entstehung des Hochwassers (Schröter et al. 2015). Infolge der großflächigen Auswirkungen des 
Hochwassers eröffnete die Diakonie Katastrophenhilfe in Magdeburg ein Fluthilfebüro und leistete Katastrophenhilfe. Zu-
vor hatte die Diakonie Katastrophenhilfe 2002 bei dem sogenannten Jahrhunderthochwasser erstmalig ein Fluthilfebüro 
in Deutschland eingerichtet. Auch zuvor bzw. zwischen 2002 und 2013 kam es an der Oder (1997 und 2010) und Elberegi-
on (2006 und 2013) zu weiteren regionalen Hochwassern (Thieken 2015). Neben den regionalen Hochwassern aufgrund von 
langanhaltendem Regen und hoher Bodenfeuchte kann es zu lokalen Überschwemmungen aufgrund von extremen Nieder-
schlägen kommen. Das prägnanteste lokale Hochwasser ist die Sturzflut von Simbach 2016. Diese Form von Überschwem-
mungen kann theoretisch jederzeit in der Nähe von Flüssen auftreten.

1.2.2	 Hitze
Von Dürren ist überwiegend der nordöstliche Teil Deutschlands betroffen. Das prägnanteste Ereignis der letzten Jahre war 
die Hitzewelle im Jahr 2003, die auch Jahrhundertsommer genannt wird. Europaweit starben rund 70.000 Personen an den 
Folgen der hohen Temperaturen, in Deutschland war es rund 7.000. Insbesondere bei älteren und kranken Menschen kann 
es aufgrund hoher Temperaturen zu Kreislaufproblemen, Hitzeschlag oder Hitzeerschöpfung kommen. Eine zusätzliche 
Versorgung und Betreuung kann daher notwendig sein (Gunkel 2013). Eine weitere Folge von langanhaltenden hohen Tem-
peraturen ist das steigende Risiko für die Entwicklung von Waldbränden, ein Beispiel dafür ist der Waldbrand bei Treuen-
brietzen 2018. Einhergehend mit Waldbränden können Evakuierungen notwendig werden. Der Katastrophenschutz hat kei-
ne Übersicht der betroffenen vulnerablen Bevölkerung, insbesondere bei Menschen, die zu Hause gepflegt werden. Für die 
Planung und Durchführung von Evakuierungen wird daher die Unterstützung von den betreuenden Einrichtungen benötigt. 

1.2.3	 Orkane 
Zu den stärksten Orkanen der vergangenen Jahre gehören der Orkan Niklas (2015), der Orkan Xaver (2013), der Orkan  
Kyrill (2007), der Orkan Lothar (1999) und der Orkan Quimburga (1972). Bei dem Orkan Kyrill kamen in Deutschland  
13 Menschen zu Tode; die Bahn musste ihren kompletten Schienenverkehr einstellen und in vielen Gebieten kam es zu  
einem Stromausfall. Die Auswirkungen von Katastrophen auf die Infrastruktur können zu Versorgungsengpässen, insbe-
sondere im Bereich der kritischen Infrastruktur wie beispielsweise Krankenhäusern, führen (DWD 2017). 
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2	 Katastrophenhilfe vs. Katastrophenschutz 

Die Bewältigung von Katastrophen erfordert das solidarische Zusammenspiel einer Vielzahl von Akteuren im In- und  
ggf. Ausland. Es gilt, zwischen dem staatlichen Katastrophenschutz und der Katastrophenhilfe zu unterscheiden. 

2.1	 Bevölkerungsschutz in Deutschland 
In Deutschland ist der staatliche Katastrophenschutz für die Durchführung von Bewältigungsmaßnahmen im Falle einer 
Katastrophe verantwortlich. Gemäß dem föderalen System ist Katastrophenschutz Ländersache und jedes Bundesland ist 
für die Koordinierung und ggf. Durchführung von Maßnahmen zuständig. „Der Katastrophenschutz ist eine landesrecht- 
liche Organisationsform der kommunalen und staatlichen Verwaltungen in den Ländern zur Gefahrenabwehr bei Kata- 
strophen, bei der alle an der Gefahrenabwehr beteiligten Behörden, Organisationen und Einrichtungen unter einheitlicher 
Führung durch die örtlich zuständige Katastrophenschutzbehörde zusammenarbeiten.“ (BBK Glossar 2018) Nur bei einer 
länderübergreifenden Gefahren- oder Schadenslage kann ein Land vom Bund unterstützt werden. In der „Neuen Strategie 
für den Bevölkerungsschutz in Deutschland“ (2002) wurde von der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder (IMK) die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im Katastrophenschutz geregelt (BBK 2010). Für eine 
verbesserte Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern wurde das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) eingerichtet, verortet im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI).

Grundsätzlich ist der Katastrophenschutz in Deutschland ein aufwuchsfähiges System, beginnend auf Ebene der kleinsten 
Organisationseinheit bis zur nationalen Ebene. „Die kommunale Ebene zeichnet dabei für die flächendeckende Bekämp-
fung alltäglicher Gefahren inklusive der überörtlichen nachbarschaftlichen Hilfe verantwortlich. Feuerwehren, Rettungs-
dienste und die freiwilligen Hilfeleistungspotenziale bilden das Rückgrat der lokalen Gefahrenabwehr. Die Länder ver-
stärken und unterstützen die kommunalen Einrichtungen und Einheiten bei der Vorsorge und der Abwehr von Gefahren, 
vorrangig für den überörtlichen und überregionalen Einsatz.“ (BBK 2010, S.19)

2.2	 Katastrophenhilfe 
Die Katastrophenhilfe setzt subsidiär zum staatlichen Katastrophenschutz an. Die Hilfe der Diakonie Katastrophenhilfe 
soll nicht staatliche Hilfen und Aufgaben ersetzen, sondern ergänzen. Dies bedeutet, dass im Katastrophenfall zunächst die 
Lücken der privaten (i.d.R. Versicherungen) und staatlichen Hilfen identifiziert werden müssen. Erfahrungsgemäß umfasst 
dies die Unterstützung von besonders vulnerablen Bevölkerungsgruppen und die Ausgabe von Fördermitteln. Im Zentrum 
der Hilfen stehen die Betroffenen. 

Humanitäre Grundsätze
Gemäß den Grundsätzen zum Schutz (protection principles) – basierend auf den Sphere Standards – liegt der Fokus der  
Katastrophenhilfe auf dem Schutz und auf der Einhaltung der Rechte von Betroffenen, einschließlich der Gewährleis-
tung von Zugang zu Hilfe. Die Rechte auf ein Leben in Würde, auf Sicherheit und auf Zugang zu humanitärer Hilfe sind zu 
schützen und durchzusetzen (notfalls auch gegenüber dem Staat). Konkret meint dies die Vermeidung von weiterem Scha-
den, die Sicherstellung des Zugangs zu unparteiischer Hilfe, den Schutz der Menschen vor Gewalt und die Hilfeleistung bei 
Rechtsansprüchen, beim Zugang zu Rechtsmitteln sowie bei der Überwindung der Folgen von Missbrauch (Sphere  
Association 2018, S.36). Die Core Humanitarian Standards (CHS) umfassen neun freiwillige Selbstverpflichtungen sowie 
Qualitäts- und Schlüsselkriterien, nach denen sich Organisationen und Mitarbeitende im Bereich der humanitären Hilfe 
weltweit richten. Ziel ist es, die Qualität und die Wirksamkeit der von ihnen geleisteten Hilfe zu verbessern (CHS 2014).  
Die Diakonie Katastrophenhilfe verpflichtet sich den genannten Grundsätzen gegenüber und übernimmt eine aktive Rolle 
in der Umsetzung der Grundsätze. 
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Hilfsmaßnahmen
Es gibt zahlreiche Anknüpfungspunkte von Hilfsmaßnahmen, die im Rahmen von Katastrophenhilfe erforderlich sowie 
sinnvoll sind und die den alltäglichen Aufgabenbereichen lokaler Partner entsprechen. Während und nach einer Katastro-
phe können die unterschiedlichsten Hilfestellungen aus speziellen Fachbereichen eingebracht werden, z. B. die Schuldner-
beratung, die für Betroffene in Anbetracht ihrer durch die Katastrophe verursachten finanziellen Verluste erforderlich wer-
den kann. Bei der Fluthilfe 2013 hat die Diakonie Katastrophenhilfe vorrangig die Bevölkerungsgruppen unterstützt, die 
den notwendigen 20-prozentigen Eigenanteil für den Erhalt von staatlichen Hilfen nicht aufbringen konnten. Das Hilfsan-
gebot der Diakonie Katastrophenhilfe umfasst aber nicht ausschließlich Maßnahmen monetärer Art, sondern auch die  
Unterstützung bei der Antragsstellung an staatliche Stellen sowie psychosoziale Beratung und Begleitung. Zudem hat die 
Diakonie Katastrophenhilfe die Anwaltschaft vulnerabler Personen übernommen, um gesetzlich verankerte Leistungs-
ansprüche sicherzustellen.

Zusammenarbeit
Ein besonderes Augenmerk liegt auf der partnerschaftlichen und transparenten Zusammenarbeit von Diakonie Katastro-
phenhilfe, Landesverbänden und lokalen Partnern. Durch einen regelmäßigen Austausch von Informationen können Ent-
scheidungen gemeinsam, transparent und im Sinne der Betroffenen gefällt werden. Eine ganzheitliche Betrachtungsweise 
und integrative Hilfsmaßnahmen sichern zudem die Nachhaltigkeit der Hilfen.

Die Katastrophenhilfe der Diakonie Katastrophenhilfe ist in Anlehnung an den Katastrophenschutz in Deutschland eben-
falls aufwachsend organisiert, beginnend auf der lokalen Ebene. Die lokalen Partner kommen zuerst mit den Auswirkungen 
von Katastrophen in Kontakt und werden entsprechend aktiv. Sie bilden die kleinste organisatorische Einheit und sind die 
durchführenden Einheiten der Katastrophenhilfe. 

Infobox „Lokale Partner im evangelischen und diakonischen Bereich“

Katastrophenhilfe lebt von breit angelegtem Wissen, von Erfahrung und vor allem örtlicher Präsenz. Allen drei 
Anforderungen können lokale Partner wie die Diakonischen Werke, Evangelische Kirche und Freikirchen gemeinsam 
gerecht werden. Denn in einem Katastrophenfall können sie auf ein eigenes flächendeckendes Netzwerk aus 
diakonischen und kirchlichen Einrichtungen zurückgreifen, das über außerordentlich breit gefächerte Kompetenzen 
verfügt und unmittelbaren Zugang zur Bevölkerung in nahezu allen Regionen hat. Der Begriff „lokale Partner“ 
umfasst alle im eigenen Netzwerk von Diakonischen Werken, evangelischer Kirchen und Freikirchen tätigen 
Organisationen und Einrichtungen, wie z. B.:

• 	 Allgemeine Sozialarbeit, sowie Ehe-, Familien- und Lebensberatung
• 	 Pflegedienste
• 	 Superintendenturen, Propsteien, Dekanate
• 	 Kirchenbezirkssozialarbeiter
• 	 Koordinationsstellen für Ehrenamtliche
• 	 Schuldnerberatungsstellen
• 	 Telefonseelsorge
• 	 Notfallseelsorge
• 	 Psychosoziale Beratungsstellen

Neben den genannten lokalen Partnern im evangelischen und diakonischen Bereich gibt es eine Vielzahl an externen 
Organisationen mit denen zusammengearbeitet werden kann und mit denen ein Austausch empfohlen wird.  
(siehe 3 Koordination mit externen Akteuren)



10

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

Ergänzend zu den lokalen Partnern sind die vielen ehrenamtlichen Mitarbeitenden entscheidend für die erfolgreiche 
Bewältigung einer akuten Notsituation. Sind mehrere lokale Partner betroffen und es besteht ein überörtlicher Bedarf an 
Hilfe, wird der jeweilige Landesverband ebenfalls involviert. Grundlage für die Aktivierung sind die festgelegten Kriterien 
der Katastrophenhilfe (siehe 6 Aktivierung Katastrophenhilfe). Für die Gewährleistung einer guten Zusammenarbeit ist ein 
gegenseitiger Austausch über geplante Aktivitäten und Maßnahmen wünschenswert. Liegt eine länderübergreifende Lage 
vor oder benötigt ein Landesverband Unterstützung, wird die Diakonie Katastrophenhilfe auf der nationalen Ebene aktiv. 
Ergänzt um die fachspezifischen Erfahrungen der Diakonie Katastrophenhilfe existiert in diesem Netzwerk ein erhebliches 
Potenzial der Katastrophenhilfe.

10

Good-practice-Beispiel vom Hochwasser 2013
In der Stadt Deggendorf existiert ein Gebäude des zentralen Pfarrbüros, in dem eine Mitarbeiterin des zuständigen 
Diakonischen Werks wöchentliche Beratungsgespräche anbietet.
 
Nach der Flutkatastrophe hat der verantwortliche Pfarrer einerseits ein breit angelegtes Targeting der betroffenen 
Flutgebiete organisiert, stand für Notfall-Seelsorge sofort zur Verfügung und hat anschließend in enger Zusammen-
arbeit mit der Beraterin der Diakonie entsprechende Strukturen geschaffen, den gestiegenen Aufwand für Infor- 
mation, Antragsunterstützung etc. abzudecken. Die Personalressourcen der teilzeitbeschäftigten Sekretariatskräfte 
wurden aufgestockt, um der Diakonie-Beraterin besser zuarbeiten zu können. Die Diakonie-Beraterin ihrerseits  
erhielt durch mobile Mitarbeitende der Diakonie Katastrophenhilfe aus dem Fluthilfebüro notwendige Fachinputs, 
Unterlagen und Unterstützung. Ein Beispiel, in dem lokale Strukturen der Pfarrei, Beratungsstelle der Diakonie und 
mobile Mitarbeitende der Diakonie Katastrophenhilfe optimal zusammengearbeitet haben.
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3	 Koordination mit externen Akteuren

Im Katastrophenfall und beim Wiederaufbau ist die Koordination von Maßnahmen und Hilfen neben den internen  
lokalen Partnern mit externen Akteuren für eine erfolgreiche und bedarfsgerechte Katastrophenhilfe zentral. Dies umfasst 
die Koordination auf allen Ebenen: lokal, regional und national. 

3.1	 Koordination mit dem Katastrophenschutz
Die Katastrophenhilfe setzt immer nur subsidiär zum staatlichen Katastrophenschutz an – entweder nachgelagert, nach 
den Maßnahmen des Katastrophenschutzes, oder wenn der Katastrophenschutz nicht (mehr) aktiv ist und seine Aktivitä-
ten einstellt. Daher ist es wichtig, die Aktivtäten mit den Verantwortlichen des Katastrophenschutzes der jeweiligen Ebe-
ne abzustimmen und ihn über die Hilfsangebote der Diakonie Katastrophenhilfe/Landesverbände und/oder lokalen Part-
ner zu informieren. Für die Landesebene und die lokale Ebene sind die Katastrophenhilfebeauftragten verantwortlich. Sie 
sind Ansprechpartner für die Katastrophenschutz-Einheiten und Behörden. Sie stellen sicher, dass der Kontakt von loka-
len Partnern mit den lokalen Einheiten des Katastrophenschutzes und des Landesverbands mit dem Katastrophenschutz 
hergestellt wird und ein Austausch stattfindet. Zu den Akteuren zählen die Organisationen der Bevölkerungsschutzes, Feu-
erwehr, THW sowie andere Hilfs- und Wohlfahrtsorganisationen. Insbesondere mit der Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. bie-
tet sich ein enger Austausch und die Abstimmung von Aktivitäten an. Die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. ist als Fachverband 
Mitglied im Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland und im Katastrophenfall zunächst als private Or-
ganisation im Katastrophenschutz aktiv. Empfohlen wird, bereits im Vorfeld einer Katastrophe den Kontakt zum Katastro-
phenschutz herzustellen, sodass im Falle einer Katastrophe die jeweiligen Ansprechpartner bekannt sind. 

Die Diakonie Katastrophenhilfe vernetzt sich auf Bundesebene mit den Akteuren des Katastrophenschutzes und nimmt 
im Katastrophenfall an den Treffen auf Bundesebene teil und kommuniziert die Informationen und Vereinbarungen an die 
Landesverbände. Sie übernimmt bei einer länderübergreifenden Lage eine zentrale Rolle und ist der erste Ansprechpartner 
für Bundesbehörden sowie andere auf Bundesebene aktive Organisationen und Einheiten.
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3.2	 Koordination mit anderen Wohlfahrtsorganisationen 
In der Zusammenarbeit mit anderen Wohlfahrtsverbänden (z. B. Caritas, Arbeiterwohlfahrt) ist die oberste Priorität das 
Wohl der Betroffenen. Da eine Organisation nicht alle Maßnahmen und alle betroffenen Regionen gleichermaßen bedie-
nen kann, gilt es, sich bezüglich der Maßnahmen und Gebiete mit Aktivitäten sehr gut abzustimmen. Zudem sind konkur-
rierende Angebote zu vermeiden und flächendeckend ähnliche Hilfsmaßnahmen anzubieten. Die lokalen Partner stimmen 
sich daher mit anderen lokalen Organisationen ab. Zudem tauscht sich der Landesverband auf Landesebene mit den Wohl-
fahrtsorganisationen aus. So können die Bedarfe der betroffenen Bevölkerung optimal identifiziert und angesprochen wer-
den. Hierbei hat sich die Einrichtung von runden Tischen bewährt. Darüber hinaus ermöglicht ein Austausch zwischen den 
Wohlfahrtsorganisationen über die Angebote und Kapazitäten der einzelnen Einrichtungen ein gemeinsames Auftreten ge-
genüber den staatlichen Stellen und den Banken. Probleme und Kritik können gebündelt an staatliche Stellen weitergegeben 
werden. Regelmäßige Treffen zur Abstimmung auf der lokalen sowie der Landesebene sollten daher unbedingt eingeplant 
und wahrgenommen werden. 

3.3	 Datenbank PHOENIX
Der Datenabgleich von Zuwendungen zwischen allen Akteuren spielt eine bedeutende Rolle. 2002 wurde unter Federfüh-
rung des DRK das Spendenmanagementsystem PHOENIX1 für alle Spendenorganisationen und öffentlichen Verwaltungen 
eingerichtet. In dem System werden alle Antragssteller inklusive der erhaltenen Zuwendungen erfasst. Es ermöglicht den 
schnellen und unkomplizierten Abgleich beantragter und ausgereichter Zuwendungen/Spenden. Alle Organisationen, auch 
die Landesförderinstitute, haben Zugang zu dem System und können ihre Förderungen in die Stammdatenbank einpflegen. 
Ziel von PHOENIX ist, dass alle Zuwendungsberechtigten gleichermaßen die notwendige Unterstützung erhalten. Gleich-
zeitig wird sichergestellt, dass Doppelförderungen vermieden und der Missbrauch von Geldern drastisch minimiert wird. 
Die Aktivierung von PHOENIX ist unbedingt anzustreben. Für die Diakonie Katastrophenhilfe und die Landesverbände 
ist die Eintragung von Zuwendungen in PHOENIX verbindlich.

3.4	 Koordination mit Landesförderinstitutionen
Die Erfahrungen aus vergangenen Ereignissen zeigen, dass auch der Austausch der Landesverbände mit den jeweiligen 
Aufbau- und/oder Investitionsbanken der Bundesländer wichtig ist, um die Hilfen entsprechend der Richtlinien umsetzen 
und gleich zu Beginn auf Probleme bei der Umsetzung hinweisen zu können. Bei Treffen können u. a. einheitliche Antrags-
formulare, Hilfsmaßnahmen und Kriterien der Bedürftigkeit mit den Landesförderinstituten geklärt werden. 

1 	 Phoenix website: https://spendenantrag.de/index.php?modul=pub/startseite 



13

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

4	 Leitlinien der Katastrophenhilfe 

Mit dem Eintreten einer Katastrophe können die Diakonie Katastrophenhilfe und die diakonischen Landesverbände  
sowie lokale Partner aktiv werden. Im Rahmen ihrer Möglichkeiten ist es Aufgabe der diakonischen und kirchlichen Kata- 
strophenhilfe, Schutz und Hilfe für Menschen zu geben, die in eine Notlage geraten sind, die sie aus eigener Kraft nicht be-
wältigen können. Die Katastrophenhilfe orientiert sich bei der Durchführung an den internationalen Grundsätzen der hu-
manitären Hilfe. Die Diakonie Katastrophenhilfe hat sich gemäß ihrer Selbstverpflichtung zur strikten Einhaltung des 
„Verhaltenskodex für die Internationale Rot Kreuz und Roter Halbmond Bewegung sowie Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) in der Katastrophenhilfe“ (1993) dazu verpflichtet, sich bei Inhalt und Umfang ihrer Hilfe zunächst allein vom Aus-
maß der Not im Katastrophengebiet leiten zu lassen. Hilfe wird ohne Ansehen der Hautfarbe, des Glaubens oder der Nati-
onalität der Empfänger gegeben – ohne jegliche Ausgrenzung. Prioritäten in Bezug auf Hilfsmaßnahmen werden nur auf-
grund der Bedürftigkeit festgesetzt (vgl. Verhaltenskodex 1993). Abhängig von den vorhandenen Ressourcen wird geprüft, 
welche Form von Hilfe möglich ist.

Wirksame Unterstützung in Katastrophen kann nicht von außen, unkoordiniert und über die Köpfe der Betroffenen hin-
weg umgesetzt, sondern muss kontextgerecht und unter Einbeziehung der Betroffenen durchgeführt werden. Zudem darf 
im Sinne der Nachhaltigkeit keine reine Bewältigung der Katastrophe und Wiederherstellung des vorherigen Zustands statt-
finden. Vielmehr müssen die Ursachen und Auslöser der Katastrophe analysiert sowie das Risikopotential bewertet wer-
den, um darauf aufbauend eine nachhaltige Bewältigung der Schäden sicherzustellen. Ein wesentliches Ziel in der Katastro-
phenhilfe besteht darin,

•	 die Betroffenen mittel- bis langfristig wieder in die Lage zu versetzen, ein „normales“ Leben zu führen,
•	 das Selbsthilfepotenzial der Menschen zu stärken und eine Abhängigkeit von Hilfen zu vermeiden,
•	 den Bedürftigsten unter den Betroffenen und denen, die am meisten Not leiden, zu helfen.

Die Diakonie Katastrophenhilfe ist weltweit dort im Einsatz, wo die Not am größten ist. Sie richtet ihre Arbeit an 
folgenden Leitlinien aus:

•	 Der humanitäre Auftrag ist vorrangig.
•	� Hilfe wird ohne Ansehen der Hautfarbe, des Glaubens oder der Nationalität der Empfänger gegeben und  

ohne jegliche Ausgrenzung.
•	 Hilfe wird nicht dazu benutzt, um einen bestimmten politischen oder religiösen Standpunkt zu fördern.
•	 Wir achten darauf, dass wir nicht zum Instrument für die Außenpolitik von Regierungen werden.
•	 Wir respektieren Kultur und Brauchtum.
•	 Wir beziehen Kapazitäten vor Ort in unsere Hilfsmaßnahmen mit ein.
•	 Wir beziehen die Begünstigten der Programme bei der Durchführung der Hilfsmaßnahmen mit ein.
•	� Unsere Nothilfe zielt darauf ab, künftige Katastrophenanfälligkeit zu vermindern und Grundbedürfnisse zu 

befriedigen.
•	� Unsere Rechenschaftspflicht erstreckt sich gleichermaßen auf diejenigen, denen wir Hilfe angedeihen lassen,  

als auch auf die, von denen wir Hilfsgüter erhalten.
•	� In unserer Informationspolitik, Öffentlichkeitsarbeit und Werbung beschreiben wir Katastrophenopfer als 

menschenwürdige Partner und nicht als Objekte des Mitleids.

Quelle: DKH (2019)
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Alle Hilfsmaßnahmen und auch die Hilfestruktur folgen dem Grundsatz der Transparenz. Den Betroffenen wird offenge-
legt, welche Formen der Hilfe sie von der Diakonie Katastrophenhilfe bzw. den Landesverbänden erwarten können, wie 
diese vorgehen und wie über eine Hilfsleistung entschieden wird. Die Kriterien der Bedürftigkeitsprüfung werden offen 
kommuniziert. Den Betroffenen wird die Möglichkeit gegeben, sich (anonym) zu beschweren. Diese Anforderung ist ein ent-
scheidendes Kriterium für die Informationspolitik sowie für den Aufbau transparenter Bearbeitungsprozesse und demokra-
tischer Entscheidungsstrukturen. Hierzu zählt auch ein transparenter Austausch zwischen der Diakonie Katastrophenhilfe, 
den Landesverbänden und den lokalen Partnern. Die Einhaltung der Datenschutzverordnung wird gleichzeitig gewährleis-
tet. Ziel ist es, eine langfristig resiliente Bevölkerung und Infrastruktur zu fördern.
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5	 Katastrophenhilfe-Beauftragte 

Für die Einhaltung der Leitlinien und die Durchführung von Maßnahmen der Katastrophenhilfe ist es notwendig, dass je-
der Landesverband eine/n Katastrophenhilfe-Beauftragte/n (KatHiB) benennt. Die KatHiB sind zentrale Ansprechpartner 
für die lokalen Partner und für einen schnellen Austausch zwischen den örtlichen und regionalen Krisenstäben, den Hilfe-
zentren, den Landesverbänden und Landesbehörden, der Diakonie Katastrophenhilfe und im eigenen Haus zuständig. Die 
KatHiB sind Mitarbeitende der Landesverbände, die als Ansprechpartner für alle Sachfragen und Aufgabenstellungen zum 
Themenkreis Katastrophe in ihrem Landesverband zuständig sind. Sie verfügen über eine akademische Ausbildung, Erfah-
rungswissen und entsprechende fachliche und soziale Kompetenzen. Die Funktion des/der KatHiB sollte an bereits existie-
rende Stellen gekoppelt sein. Für die Aufgabenerfüllung des/der KatHiB wird angeraten, mindestens 25 % Arbeitszeit einer 
Vollzeitstelle einzuplanen. Die KatHiB sind außerhalb einer akuten Katastrophe für die Vorbereitung auf den Katastrophen-
fall zuständig, sodass kontinuierlich Aufgaben für die Durchführung dieser Tätigkeiten anfallen (siehe 7.4.1 Allgemeine Auf-
gaben der Landesverbände). Die Personalmittel für die/den KatHiB außerhalb einer Katastrophe werden vom Landesver-
band getragen.

Im Katastrophenfall kann es notwendig sein, die Arbeitszeit der KatHiB auf 100 % zu erhöhen und sie vorübergehend von 
ihren anderen Aufgaben zu entbinden. Es wird daher angeraten, die anteiligen Prozente der/des KatHiB mit einer Stelle zu 
kombinieren, die 1.) im Katastrophenfall von einer anderen Person übernommen oder vorübergehend pausiert werden kann 
und 2.) gute Kontakte zu lokalen Partnern fördert und vernetzend tätig ist. Eine Vertretung für die/den KatHiB im Kata- 
strophenfall sowie die Übernahme der anderen Aufgaben sollte bereits vor der Katastrophe geklärt werden, sodass die/der 
KatHiB ab dem ersten Tag verfügbar und handlungsfähig ist. Die notwendigen Personalmittel im Katastrophenfall können 
in das Projektbudget der Katastrophenhilfe eingeplant und somit zu 100 % übernommen werden. Ebenfalls können weitere, 
für die Katastrophenhilfe relevante Personalmittel bei Bedarf und Verfügbarkeit von Mitteln im Projektbudget eingeplant 
und finanziert werden. 

Anforderungen an die/den KatHiB:

•	 akademische Ausbildung
•	 Erste-Hilfe-Ausbildung
•	 Führerschein
•	 Grundkenntnisse des Katastrophenschutzes
•	 Kenntnisse der diakonischen und kirchlichen Strukturen und Aufgabenbereiche 
•	 Führungserfahrung
•	 Koordinations- und Organisationstalent 
•	 strategisches Denkvermögen
•	 kommunikative Fähigkeiten
•	 körperliche und psychische Belastbarkeit
•	 hohe Motivation, in der Katastrophenhilfe tätig zu werden
•	 Bereitschaft zu Wochenend- und Nachtarbeit im Falle einer Katastrophe
 
Die/der KatHiB ist Teil eines bundesweiten Netzwerks, in dem ein regelmäßiger Austausch und Treffen mit den KatHiBs 
anderer Landesverbände stattfindet.
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6	 Aktivierung Katastrophenhilfe 

Für die Aktivierung der inländischen Katastrophenhilfe gelten auf nationaler und Landesebene gemeinsam festgelegte  
Kriterien. Auf Grundlage dieser Kriterien wird entschieden, ob ein oder mehrere Landesverbände und zusätzlich die Dia-
konie Katastrophenhilfe aktiv werden. Alle lokalen und regionalen Aktivitäten werden an die Diakonie Katastrophenhilfe 
kommuniziert und je nach Größe der Lage abgestimmt. 

6.1	 Kriterien Aktivität Landesverbände
Die Landesverbände richten sich nach den folgenden Kriterien und legen einmalig im Vorfeld einer Katastrophe individuell 
die Anzahl der Gebietskörperschaften und Haushalte sowie die Höhe des Mindestschadens fest. Auf diese Weise wird den 
unterschiedlichen Voraussetzungen der Bundesländer, etwa in Bezug auf Größe und Aufbau, Rechnung getragen.  
Auf Grundlage der Kriterien wird vom Landesverband entschieden, ob er Katastrophenhilfe leistet und die Diakonie  
Katastrophenhilfe informiert. 

Kriterien für die Aktivierung der Landesverbände bei inländischen Katastrophen
 
Mindestens drei von sechs Kriterien müssen erfüllt sein. Die Prüfung der finanziellen und personellen 
Ressourcen wurde positiv bewertet.

1.	 Mindestens … Gebietskörperschaften haben den Katastrophenfall ausgerufen. 
2.	 Das Landesinnenministerium bildet einen Krisenstab. Landesweite Hilfe wird angefordert.
3.	 Die lokalen und regionalen Einrichtungen fordern Hilfe von den Landesverbänden an.
4.	 Öffentliche Erwartung und Aufmerksamkeit für ein Engagement der Diakonie vorhanden. 
5.	� Mehr als … Haushalte, die sich in einer finanziellen und materiellen Notlage befinden, sind auf  

externe Hilfe angewiesen.
6.	 Ein geschätzter Gesamtschaden von über … Millionen EUR.

6.2	 Kriterien Aktivität Diakonie Katastrophenhilfe
Für die Aktivierung der Diakonie Katastrophenhilfe wurden folgende Kriterien festgelegt.

 

Kriterien für die Aktivierung der Diakonie Katastrophenhilfe bei inländischen Katastrophen 

Mindestens drei von sieben Kriterien müssen erfüllt sein. Die Prüfung der finanziellen und  
personellen Ressourcen wurde positiv bewertet.

1.	� Mindestens zwei Bundesländer und mehrere Gebietskörperschaften haben den Katastrophenfall ausgerufen. 
2.	� Es liegt eine länderübergreifende Lage vor und das Gemeinsame Melde- und Lagezentrum des  

Bundes berichtet.
3.	 Von den Landesverbänden der Diakonie wird Hilfe von der DKH angefordert.
4.	� Die öffentliche Erwartung und Aufmerksamkeit für ein Engagement der DKH ist vorhanden.  

Die Beurteilung des Ausmaßes einer Katastrophe liegt bei der DKH intern. 
5.	� Mehr als 10.000 Haushalte, die sich in einer finanziellen und materiellen Notlage befinden,  

sind auf externe Hilfe angewiesen.
6.	 Es liegt ein Mindestschaden von über 2 Milliarden EUR vor. 
7.	 Die Bundesregierung gibt keine oder nur sehr beschränkte Sofort- und Wiederaufbauhilfen aus.
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7	 Ablaufplan und Zuständigkeiten

In den ersten Stunden bzw. Tagen einer Katastrophe, der sogenannten Chaosphase, geht oft viel Zeit mit der Klärung 
von Grundsatzfragen u. a. inhaltlicher und organisatorischer Natur verloren. Dem kann mit einer vorherigen Klärung 
und Regelung in einem Ablaufplan vorgebeugt werden. Ziel ist es, Verantwortung und Zuständigkeit für den Ablauf 
während einer Katastrophe bereits vor dem Eintreten einer Katastrophe zu klären. So sind die jeweiligen Einheiten im 
Falle einer Katastrophe sofort handlungsfähig. Aufgrund sich verändernder Arbeits- und Lebensbedingungen gilt es, diese 
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten regelmäßig zu prüfen und zu aktualisieren. Die Verantwortung trägt die/der 
KatHiB.

Die Festlegung von Ablaufplan und Zuständigkeiten sollte unbedingt bereits vor der Katastrophe  
durchgeführt werden!

 
Die Aufgabenverteilungen und sonstigen Entscheidungen werden in einem „Ablaufplan Katastrophenhilfe“ festgelegt und 
dokumentiert. Hierin werden die ersten Schritte und Maßnahmen geplant, die internen Abläufe und Verfahren geregelt, die 
Aufgaben und Zuständigkeiten festgelegt. 

Infobox Bezeichnung Katastrophenhilfe der Landesverbände

Für eine einheitliche Kommunikation nach außen wurde gemeinsam entschieden, die Katastrophenhilfe der 
jeweiligen Landesverbände wie folgt zu bezeichnen: 

„Diakonie Katastrophenhilfe – Landesverband (Name des LV)“

So ist die Abgrenzung zur Diakonie Katastrophenhilfe in Berlin deutlich; das Logo der DKH kann mit dem Zusatz 
„Landesverband (Name des LV)“ verwendet werden. Zugleich wird der Landesverband genannt und es ist ersichtlich, 
wer die Katastrophenhilfe durchführt.

7.1	 Interne Zusammenarbeit 
Die Abstimmung zwischen den lokalen Partnern, den Landesverbänden und der Diakonie Katastrophenhilfe ist zentraler 
Baustein für ein erfolgreiches Umsetzen der Katastrophenhilfe. Alle zusammen tragen die Verantwortung für die sachge-
rechte Einwerbung von Spenden und deren Umsetzung sowie für die Einhaltung der humanitären Standards. Die interne 
Zusammenarbeit erfordert daher eine enge Abstimmung und klare Aufgabenverteilung. Nur transparente Kommunikati-
on und Weitergabe von Informationen ermöglicht eine gute Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Ebenen. Das  
gemeinsame Ziel ist es, die Bedürftigsten in der Not zu unterstützen und die Auswirkungen der Katastrophe zu lindern. 
Die Diakonie Katastrophenhilfe stellt den Landesverbänden und lokalen Partnern ihre Expertise zur Verfügung.
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

Einschätzung  
der Lage

Identifikation 
Hilfsmaßnahmen

Aktivierung 
Krisenteam

Aktivierung 
KatHiB

Klärung 
Mandat

7.2	 Ablaufplan Landesverband
Sofern (noch) kein schriftlich abgestimmter Ablaufplan vorliegt, sollten unbedingt folgende Schritte eingehalten werden:

Abbildung 1 –  Ablaufplan Katastrophenfall

Lageeinschätzung: Am Anfang steht die Entscheidung, ob die lokalen Partner, ein Landesverband und/oder die Diakonie 
Katastrophenhilfe überhaupt Katastrophenhilfe leisten sollen. Grundlage für diese Entscheidung sind die Einschätzung 
der Lage vor Ort und die Erfüllung der Kriterien für die Aktivierung der Landesverbände bzw. der Diakonie Katastro-
phenhilfe: Welche und wie viele Personen sind betroffen, welche Kapazitäten stehen vor Ort zur Verfügung, welches Aus-
maß hat die Katastrophe, welche Art der Hilfe wird benötigt etc.? Hilfreich für die Einschätzung sind Informationen des 
Katastrophenschutzes, da sie im Katastrophenfall bereits vor Ort aktiv sind. In der Regel liegen diese in den Kommunen 
und Kreisverwaltungsbehörden vor. Die Entscheidung auf lokaler Ebene wird von den Einrichtungen getroffen. Der Lan-
desverband ist über diese Entscheidung informiert. Die Diakonie Katastrophenhilfe wird über die jeweilige Entscheidung 
in Kenntnis gesetzt.

Mandatsfrage: Die Entscheidung, ob die lokalen Partner dezentral tätig werden oder ob eine zentrale Koordinationsstruk-
tur eingerichtet wird, wird zu Beginn der Aktivität je nach Größe der Lage von den Landesverbänden gemeinsam mit der 
Diakonie Katastrophenhilfe getroffen. Für die Landesverbände empfiehlt es sich, zusammen mit den Landeskirchen Lan-
deskrisenteams zu bilden. Die weitere Planung richtet sich nach dieser Entscheidung. Im Laufe der Ereignisse kann diese 
Entscheidung bei wachsender bzw. kleiner werdender Lage neu getroffen werden. 

Aktivierung Katastrophenhilfebeauftragte: Beim Eintreten einer Katastrophe müssen die KatHiB von ihren alltäglichen Auf-
gaben entbunden werden. Insbesondere bei überregionalen Katastrophen ist es  notwendig, ausreichende Personalres-
sourcen zur Verfügung zu stellen. Die KatHiB sind in die  Koordination der Hilfsmaßnahmen und ggf. in die Leitung des 
Krisenstabs einzubinden.

Krisenteam: Für eine abgestimmte Koordination der Hilfsmaßnahmen und dem regelmäßigen Austausch von Informati-
onen wird die Einrichtung eines internen Krisenteams empfohlen. Die Größe des Krisenteams richtet sich nach der Grö-
ße der Katastrophe und der Anzahl beteiligter Personen. Die Leitung des Krisenteams obliegt der-/demjenigen, die/der die 
Gesamtverantwortung der Katastrophenhilfe trägt. Dies kann auf lokaler Ebene, im Landesverband oder bei der  
Diakonie Katastrophenhilfe sein; in der Regel ist dies die/der KatHiB. Dem Krisenteam sollten die Mitarbeitenden der 
operativen Einheiten – Finanzen, Personal, Öffentlichkeitsarbeit und Fundraising sowie Sozialarbeit – angehören. Im  
Krisenteam werden alle Informationen ausgetauscht, Bedarfe ermittelt und zusammengetragen, Maßnahmen geplant 
und notwendige Entscheidungen getroffen. 



19

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

Identifikation Hilfsmaßnahmen: Abhängig von den verfügbaren finanziellen und personellen Mitteln wird möglichst frühzei-
tig entschieden, welche Hilfen die lokalen Partner anbieten können. Die Hilfsmaßnahmen richten sich nach den bereits 
vorhandenen Angeboten und Kapazitäten. Die Form der Hilfen und die Beantragungsmodalitäten sind zeitnah und ein-
deutig den Betroffenen zu kommunizieren. Zudem sind entsprechende personelle Ressourcen zur Beratung und Bearbei-
tung der Hilfen in den Verbänden und Einrichtungen bereitzustellen, beispielsweise durch Aufstockungen oder Freistel-
lungen. 

Grundsätzlich sollen bereits vor dem Eintreten einer Katastrophe die wesentlichen Faktoren für die Koordination und 
Durchführung von Hilfsmaßnahmen geklärt sein. Insbesondere müssen die personellen Ressourcen und deren Verfüg-
barkeit sichergestellt sein und Schulungen im Bereich der Katastrophenhilfe stattgefunden haben.

Infobox: Katastrophenvorsorge

Die Maßnahmen zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall werden im Rahmen des Katastrophenrisiko-
managements durchgeführt. Sie sollten auf einer fundierten Analyse der Katastrophenrisiken basieren und 
gut mit Frühwarnsystemen verknüpft sein. Dazu gehören Notfallplanung, Bevorratung von Ausrüstung 
und Material, Notfalldienste und Bereitschaftsdienste, Kommunikation, Informationsmanagement und 
Koordinierungsvereinbarungen, Personalschulung, Übungen auch in der Öffentlichkeit sowie öffentliche  
Schulungen. Die Maßnahmen der Katastrophenvorsorge müssen durch formelle institutionelle, rechtliche  
und budgetäre Kapazitäten gestützt werden.

Der Begriff Katastrophenvorsorge umfasst alle Maßnahmen mit dem Ziel, Vulnerabilitäten zu verringern, 
Katastrophenrisiken in der Gesellschaft zu vermeiden (prevention) und/oder die negativen Auswirkungen 
von Gefahren zu begrenzen (mitigation and preparedness). Der Begriff „preparedness“ umfasst die Fähigkeit 
von Regierungen, Katastrophenschutzeinheiten, Gemeinschaften und Einzelpersonen, die Auswirkungen 
wahrscheinlicher, bevorstehender oder aktueller Gefahrenereignisse oder -bedingungen vorherzusagen und  
frühzeitig zu reagieren. Preparedness-Aktivitäten werden als Teil der Katastrophenvorsorge durchgeführt.  
Das Ziel dieser Maßnahmen ist es, Kapazitäten zur nachhaltigen Katastrophenbewältigung aufzubauen.  
(UNISDR & UNOCHA, 2008, S.11).

7.3	 Aufgaben und Rolle Diakonie Katastrophenhilfe
Im Folgenden werden die Aufgaben der Diakonie Katastrophenhilfe in Zusammenarbeit mit den Landesverbänden und 
in Bezug auf Katastrophen in Deutschland beschrieben. 

7.3.1	 Allgemeine Aufgaben
Die Diakonie Katastrophenhilfe ist zentrale Ansprechpartnerin zu Fragen der Katastrophenhilfe in Deutschland und 
stellt ihre Expertise den Landesverbänden auf Anfrage bereit. Ein/e Ansprechpartner/in steht für die Landesverbände 
zur Verfügung. Ziel ist es, mit allen Landesverbänden einen Austausch zur Katastrophenhilfe zu initiieren und den 
Leitfaden bekannt zu machen. Der Leitfaden bildet die Grundlage für Maßnahmen zur Vorbereitung auf das Handeln 
im Katastrophenfall. Die Diakonie Katastrophenhilfe empfiehlt in den Landesverbänden institutionelle Maßnahmen 
zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall, den Aufbau von Kapazitäten der Katastrophenhilfe. Sie unterstützt zudem 
fachlich die Aus- und Fortbildung der KatHiB. Einmal im Jahr organisiert die Diakonie Katastrophenhilfe den Austausch 
der KatHiB im Rahmen eines Workshops. Darüber hinaus vernetzt sich die Diakonie Katastrophenhilfe mit anderen 
Akteuren der Katastrophenhilfe, nimmt an Veranstaltungen teil und bringt sich in Diskussionen ein. Beispielsweise 
tauscht sich die Diakonie Katastrophenhilfe mit der nationalen Kontaktstelle für das Sendai Rahmenwerk der UN in 
Bonn2 aus und nimmt an Fachtagungen teil. Zudem baut die Diakonie Katastrophenhilfe ein Netzwerk mit baufachlicher 

2 	 Siehe: https://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAusstattung/NationaleKontaktstelleSendai/NationaleKontaktstelleSendai_node.html
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Beratung auf. Die Erstellung einer Studie zu den baulichen Maßnahmen der Katastrophenvorsorge im Rahmen des 
Hochwassers 2013 wird erstellt und mit den Landesverbänden geteilt.

Zentrale Aufgaben Diakonie Katastrophenhilfe 

•	 Weiterentwicklung der Katastrophenhilfe in Deutschland
•	 Netzwerkarbeit auf Bundesebene
•	 Aufbau „Netzwerk baufachliche Beratung“
•	 Organisation von Workshops mit den Landesverbänden
•	 Fachliche Unterstützung bei der Aus- und Fortbildung von KatHiB
•	 Fachliche Unterstützung bei der institutionellen Vorbereitung auf den Katastrophenfall

7.3.2	 Katastrophenfall
Die Diakonie Katastrophenhilfe übernimmt bei einer länderübergreifenden Lage eine koordinierende Funktion und 
unterstützt die Maßnahmen der Katastrophenhilfe der Landesverbände. Dabei berücksichtigt sie die Landesverbände 
entsprechend der Lage in den Bundesländern. In ihrer koordinierenden Rolle stellt die Diakonie Katastrophenhilfe eine 
lageangepasste und bedarfsgerechte Förderung sicher. Sofern Spenden oder sonstige Mittel vorhanden sind, stellt die 
Diakonie Katastrophenhilfe den Landesverbänden auch finanzielle Hilfsmittel bereit. Zudem wird die Einrichtung einer 
zentralen Bürostruktur vor Ort geprüft. Wird ein zentrales Büro der Diakonie Katastrophenhilfe eingerichtet, übernimmt 
es die zentrale Steuerung von Hilfsmaßnahmen und Beratung. 

Wird die Diakonie Katastrophenhilfe bei einem Katastrophenfall aktiv, setzt sie innerhalb von 12 bis 48 Stunden ein Tref-
fen mit den betroffenen Landesverbänden an. In diesem Treffen wird die gegenwärtige Lage von den Landesverbänden 
dargestellt und die nächsten Schritte bzgl. Hilfsmaßnahmen, Öffentlichkeitsarbeit, Spenden und Kommunikation werden 
festgelegt. Aufbauend auf den Ergebnissen des Treffens stimmt die Diakonie Katastrophenhilfe, gemeinsam mit den  
KatHiB, die Katastrophenhilfe zusammen mit dem Katastrophenschutz und anderen Organisationen auf Bundesebene 
(ggf. Landesebene) ab. Zudem nimmt sie regelmäßig an den Koordinationstreffen auf Bundes- bzw. Länderebene teil. In 
diesen Koordinationstreffen werden neben dem Vorgehen des Katastrophenschutzes auch weiterführende Maßnahmen 
besprochen. Es ist wichtig, dass die Diakonie Katastrophenhilfe und die entsprechenden Landesverbände an der Diskus-
sion beteiligt sind, da nur so eine kohärente Katastrophenhilfe stattfinden kann. 

Förderrichtlinien und Hilfsmaßnahmen
Abhängig von den geplanten Maßnahmen bringt sich die Diakonie Katastrophenhilfe entsprechend ihres Mandats 
in die Abstimmung von Hilfsmaßnahmen und Förderrichtlinien ein. Erfahrungsgemäß werden diese je nach 
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Bundesland variieren, da aufgrund der föderalen Struktur jedes Bundesland selbstständig für die Durchführung von 
Hilfsmaßnahmen und die Formulierung von Förderrichtlinien zuständig ist. Die Diakonie Katastrophenhilfe stimmt 
daher die eigenen Hilfsmaßnahmen und Förderrichtlinien mit den länderspezifischen Vorgaben ab und diskutiert diese 
mit den Landesverbänden. Eine extern beauftragte Wirtschaftsprüfung stellt die Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Vorgaben sicher. Die Diakonie Katastrophenhilfe trägt zudem dafür Sorge, dass das Spendenrecht, beispielsweise in 
Bezug auf die Zweckbindung, eingehalten wird. Die Diakonie Katastrophenhilfe ist bemüht, eine möglichst einheitliche 
Regelung für alle Landesverbände zu finden und auch mit den anderen Wohlfahrtsorganisationen bezüglich der Förder-
richtlinien und Hilfsmaßnahmen zu sprechen. Dies bezieht sich auch auf die Antragsformulare für Betroffene, die im 
Idealfall zentral entwickelt und an die Landesverbände kommuniziert werden. 

Über die Durchführung von Maßnahmen der Katastrophenhilfe in den Landesverbänden entscheidet die Diakonie 
Katastrophenhilfe auf Grundlage vorhandener Ressourcen und eingereichter Projektanträge. Bei der Formulierung und 
Ausgestaltung der Projektanträge ist die Diakonie Katastrophenhilfe unterstützend tätig (siehe Anhang Projektzyklus). 
Größere Beschaffungen (i. d. R. Trockner) werden zentral von der Diakonie Katastrophenhilfe organisiert und bestellt. 
Hierbei werden die Bedarfe der verschiedenen Landesverbände gebündelt berücksichtigt. Das Berichtswesen sowie 
Monitoring und Evaluation (MEAL) werden von der Diakonie Katastrophenhilfe begleitet; sie ist Ansprechpartnerin für 
die Landesverbände. 

Infobox MEAL –  Monitoring, Evaluation, Accountability and Learning 

Überwachung (Monitoring): Wenn Prozesse und Informationen in Projekten und Programmen durchgehend gut 
verwaltet werden, stellt dies eine kontinuierliche Verbesserung in dem Projektzyklus sicher. Das bedeutet, dass Daten 
und Beobachtungen genutzt  werden, um Entscheidungen zu treffen und zu planen, dass auf die Rückmeldungen 
der Betroffenen eingegangen wird und dass aus der laufenden Arbeit Lehren gezogen werden, die die weitere 
Programmentwicklung beeinflussen.

Evaluierung (Evaluation): Die systematische Bewertung der Projektgestaltung, der Implementierung und der  
Ergebnisse eines laufenden oder abgeschlossenen Projekts, Programms oder einer Richtlinie. Ziel ist es festzustel-
len, ob Änderungen vorgenommen wurden und wie diese durchgeführt wurden. Eine Evaluierung sollte Informatio-
nen liefern, die glaubwürdig und nützlich sind und die Einbeziehung der gewonnenen Erkenntnisse in den Entschei-
dungsprozess sowohl der Empfänger als auch der Geber ermöglichen. Die Evaluierung bezieht sich auch auf  
die Bewertung des Werts und die Bedeutung einer Maßnahme, eines Projekts oder Programms.

Rechenschaftspflicht (Accountability): Die Rechenschaftspflicht gegenüber den Betroffenen bedeutet, ihnen eine 
Stimme und die Möglichkeit zu geben, relevante Entscheidungen und die Form der Zusammenarbeit zu beeinflus-
sen. Dazu gehört, dass Betroffene die Möglichkeit haben, uns zur Rechenschaft zu ziehen und durch Informations-
austausch, Feedback, Beschwerden und Partizipation Einfluss auf unsere Richtlinien, Prioritäten und Maßnahmen 
zu nehmen.

Lernen (Learning): Bezieht sich auf die systematische Einbeziehung von Lektionen, Empfehlungen und Beobachtun-
gen in das Projekt-/Programmdesign, einschließlich der Ergebnisse, die sich aus Mechanismen der Rechenschafts-
pflicht ergeben.

Entscheidet sich die Diakonie Katastrophenhilfe aufgrund der Lage für die Einrichtung einer zentralen Bürostruktur, 
muss gemäß des Bedarfs qualifiziertes Personal eingestellt und das Büro entsprechend ausgestattet werden. Eine zentrale 
Telefonnummer wird an alle Landesverbände, Hilfsorganisationen, Antragsteller etc. kommuniziert. Alle Anträge von 
Betroffenen werden ab sofort im zentralen Büro geprüft, bearbeitet und Gelder gemäß der Prüfung ausgezahlt. Für die 
Antragssteller wird zudem ein Beschwerdemechanismus eingerichtet und publik gemacht. 
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Aufgaben zentrales Büro
•	 Zentrale Koordination der Katastrophenhilfe bei länderübergreifender Lage
•	 Übergeordnete Finanzmittelplanung sowie Programm- und Strukturentscheidung
•	 Bereitstellung von finanziellen Hilfsmitteln (je nach Verfügbarkeit)
•	 Förderung von Projekten auf Grundlage von Projektanträgen
•	 Zentraler Ansprechpartner für die Landesverbände
•	 Abstimmung von Hilfsmaßnahmen mit den KatHiB
•	 Abstimmung der Förderrichtlinien mit den beteiligten Akteuren 
•	 Entwicklung und Herausgabe von einheitlichen Förderrichtlinien inkl. Wirtschaftsprüfung
•	 Sicherstellung der Einhaltung gesetzlicher Vorgaben (Steuer-/Spendenrecht)
•	 Begleitung Berichtswesen und Monitoring
•	 Einrichtung Beschwerdestelle für Antragsteller
•	 Vorbereitung und Begleitung von Revisionen und Prüfungen der Projekte
•	� Ggf. Aufbau einer zentralen Bürostruktur und Bearbeitung der Hilfen (Prüfung der Anträge,  

Bewilligung, Auszahlung etc.)
•	 Ggf. Akquise und Bewirtschaftung von Drittmitteln
•	 Ggf. zentrale Beschaffung von Hilfsgütern 
•	 Ansprechpartner für den Katastrophenschutz und andere beteiligte Organisationen auf Bundesebene

Die Öffentlichkeitsarbeit und das Fundraising werden nicht verlagert und bleiben immer bei der Diakonie 
Katastrophenhilfe in Berlin.

Abbildung  2 –  Organisation Katastrophenhilfe
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7.4	 Aufgaben und Rolle der Landesverbände
Bei einer großflächigen Lage kommt den Landesverbänden eine bedeutende Rolle zu. Sie übernehmen die Koordinie-
rungsfunktion von Hilfsmaßnahmen und sind Ansprechpartner für lokale Partner und andere Organisationen. Zum 
Zweck einer koordinierten und abgestimmten Vorgehensweise stimmt der Landesverband die lokalen Aktivitäten mit 
den jeweiligen Partnern vor Ort ab und setzt die Diakonie Katastrophenhilfe in Kenntnis. Die Landesverbände bilden die 
Schnittstelle zwischen den lokalen Partnern und der Diakonie Katastrophenhilfe. Für eine effektive Arbeit ist stets auf  
einen partnerschaftlichen Austausch von Informationen zu achten. 

7.4.1	 Allgemeine Aufgaben
In Zeiten außerhalb akuter Katastrophen liegt die Vorbereitung auf den Katastrophenfall in der Hand der Landesverbän-
de. Je nach Landesverband, Kapazitäten und regionalem Katastrophenrisiko können die Aufgaben variieren. Die Aus-
wahl und Förderung einer/s KatHiB inklusive Fort- und Weiterbildung ist zentraler Bestandteil der Vorbereitung. Die  
KatHiB bereiten die Landesverbände durch gezielte Maßnahmen auf den Katastrophenfall vor und sichern eine schnelle 
und koordinierte Reaktion im Katastrophenfall ab. 

Zwei Kernaufgaben – 1) Entwicklung eines institutionellen Notfallplans und 2) Kommunikation – sollten von jedem 
Landesverband umgesetzt werden. 

Entwicklung eines institutionellen Notfallplans
Bei der Erstellung eines institutionellen Notfallplans geht es um die interne Vorbereitung auf den Katastrophenfall.  
Dies umfasst u. a. die Klärung folgender Fragen: 

•	 Wer muss intern/extern über Aktivitäten der Katastrophenhilfe informiert werden? 
•	 Wer muss wann in Entscheidungen einbezogen werden? 
•	 Wer sollte im Katastrophenfall Teil des Krisenteams sein?
•	� Wie und wann können Workshops zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall organisiert werden? Welche Personen und 

Ebenen sollten beteiligt sein?
•	� Mit welchen Abteilungen kann bei der Katastrophenhilfe kooperiert werden (Mitarbeitende aus der psychosozialen 

Beratung, Finanz-/Spendenabteilung etc.)?
•	� Wo sind die Kontaktdaten von relevanten Ansprechpartnern abgelegt? Von wem werden diese regelmäßig aktualisiert?
•	� Welche Mitarbeitenden sind im Katastrophenfall an einer Mitarbeit in der Katastrophenhilfe interessiert? Wie können 

diese im Vorfeld geschult werden?
•	 Was sind die internen notwendigen Schritte für eine Freistellung oder Aufstockung von Personal? 
•	� Gibt es bereits Kontakte zu Personen/Organisationen mit baufachlicher Expertise? In welcher Form (Rahmenvertrag, 

Beauftragung o. ä.) können diese in die Katastrophenhilfe eingebunden werden? Welche finanziellen Mittel sollten 
dafür eingeplant werden?

•	 Welche Maßnahmen/Pläne gibt es eventuell schon im Landesverband (Ersthelfende, Sicherheitsbeauftragte etc.)? 
•	� Wo werden Informationen zu akuten Katastrophen abgelegt (Ordnerstruktur etc.)? Wo sind sie gesichert (z. B. bei 

Stromausfall)?
•	 Welche Gebiete im LV sind für Katastrophen anfällig (Stichwort: Risikoanalyse)?
•	� Welche Trainingsbedarfe sind auf der lokalen Ebene vorhanden? Wo und wann können die lokalen Mitarbeitenden 

geschult werden?
•	� An welchen Orten/Gebieten sind lokale Partner für die Katastrophenhilfe vorhanden, wo bestehen Lücken? In welchen 

Gebieten haben eventuell andere Wohlfahrtsorganisationen besseren Zugang?
•	 …

Diese Fragen sollten idealerweise auch bereits mit anderen Diakonischen Werken, Einrichtungen und Kirchengemeinden 
besprochen werden. Die Diakonie Katastrophenhilfe unterstützt die Landesverbände auf Anfrage. 
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Kommunikation 
Jedem Landesverband wird empfohlen, eine zentrale E-Mail Adresse und Rufnummer für die Katastrophenhilfe einzu-
richten. Erfahrungsgemäß stellt die Kommunikation im Katastrophenfall für alle Beteiligten eine Herausforderung dar. 
Viele verschiedene Akteure werden auf unterschiedlichen Ebenen aktiv, und die Lage ist zu Beginn unübersichtlich.  
Daher gilt es zunächst, eine Übersicht der involvierten Akteure zu bekommen und mit diesen Kontakt aufzunehmen. So 
können Hilfsmaßnahmen abgestimmt und Lücken im Hilfssystem identifiziert werden. Der/dem KatHiB wird geraten, 
bereits im Vorfeld einer Katastrophe Kontakt zu den relevanten Organisationen des Katastrophenschutzes sowie ande-
ren Wohlfahrtsorganisationen aufzubauen und sich in Veranstaltungen und/oder Gremien im Bereich des Katastrophen-
schutzes einzubringen. Persönliche Kontakte erleichtern den Griff zum Hörer, und die andere Seite weiß ebenfalls, an  
wen sie sich in der Katastrophe wenden kann. Die Hilfsmaßnahmen können so leichter kommuniziert und koordiniert 
werden.

Neben der Kommunikation mit anderen Organisationen spielt die Kommunikation innerhalb des Landesverbands und 
mit den lokalen Partnern eine wichtige Rolle. Die Rolle der KatHiB als zentrale Ansprechpartner für die Katastrophenhil-
fe und ihre Funktion sollten allen im Landesverband und auch den lokalen Partnern bekannt sein. Für eine verbesserte 
Reichweite und Verbreitung der Thematik können Vorträge, Trainings, Newsletter, Informationsveranstaltungen etc. an 
bestehende Veranstaltungen, Tagungen, Teammeetings angedockt werden.  
Die Diakonie Katastrophenhilfe unterstützt den Landesverband auf Anfrage bei der Planung und Durchführung von Ak-
tivitäten.

7.4.2	 Katastrophenfall
Bei einem regionalen Katastrophenfall übernehmen die Landesverbände die Koordination der lokalen Aktivitäten inklu-
sive der Durchführung von Projekten. Der Landesverband setzt die Katastrophenhilfe unter Einhaltung der humanitä-
ren Standards und Richtlinien um und stellt eine transparente und bedarfsgerechte Hilfe sicher. Die/der KatHiB nimmt 
unmittelbar nach Aktivierung der Katastrophenhilfe Kontakt zu übergeordneten Krisenstäben des Katastrophenschutzes 
auf und informiert die Diakonie Katastrophenhilfe. Die Krisenstäbe werden von Seiten der Stadt-, Gemeinde- oder Land-
kreisverwaltung eingerichtet, um das Hilfeangebot mit den anderen helfenden Institutionen und Organisationen abzu-
stimmen. Intern stimmt die/der KatHiB die Projektplanung mit anderen internen Abteilungen ab. Für eine koordinierte 
Entscheidungsfindung wird die Einrichtung eines zentralen Krisenteams im Landesverband empfohlen. 

Zusammensetzung Krisenteam
Es ist sinnvoll, dass folgende Personenkreise im Krisenteam sind:

•	 Vorstandsvorsitzende und/oder Geschäftsführer/in 
•	 mindestens ein/e Vertreter/in der örtlichen Kirchengemeinden 
•	 die Leitung des Dekanatsbezirks
•	 ein/e Vertreter/in aus einschlägigen Fachbereichen (abhängig von der Katastrophe): 

o	 Sozialarbeiter/in
o	 Mediziner/in
o	 Pfleger/in
o	 Baureferent/in
o	 Referent/in für ökumenische Dienste 

Die Landeskirchen sollten über die Aktivitäten informiert werden und sind im Idealfall bereits Teil des Krisenteams.
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Der Austausch im Krisenteam stellt sicher, dass alle involvierten Personen immer auf dem aktuellen Stand der Katastro-
phenhilfe sind und die Hilfsmaßnahmen gebündelt umgesetzt werden. Zudem erleichtert die Abstimmung innerhalb des 
Krisenteams eine einheitliche Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation von Hilfsmaßnahmen an Hilfsbedürftige. Das 
Krisenteam trifft sich je nach aktueller Lage regelmäßig. Das kann von anfangs täglichen Treffen bis zu monatlichen Tref-
fen nach eingespielten Abläufen gehen. Die involvierten Personen können in dieser Zeit von ihren regulären Tätigkeiten 
freigestellt werden. 

Aufgaben Landesverband

•	 Benennung und Förderung des/der KatHiB inkl. Stellenbeschreibung
•	 Entwicklung eines institutionellen Notfallplans 
•	 Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation der Katastrophenhilfe
•	 Vorbereitung auf den Katastrophenfall auf lokaler und Landesebene
•	 Koordination bei regionalen und überregionalen Katastrophen
•	 Schnittstelle zu Diakonie Katastrophenhilfe und lokalen Partnern
•	 Zentrale Ansprechpartner für lokale Partner 
•	 Identifizierung und Durchführung von Projekten 
•	 Definition und Ausarbeitung von Hilfsangeboten 
•	 Vernetzung und Austausch mit Landesbehörden und anderen Hilfsorganisationen
•	 Aufbau „Netzwerk baufachliche und juristische Fachberatung“
•	 Umsetzung der Förderrichtlinien
•	 Berichtswesen sowie Monitoring und Evaluation (MEAL)

7.5	 Aufgaben und Rolle von lokalen Partnern
Lokale Partner wie die Diakonischen Werke und örtlichen Kirchengemeinden eignen sich hervorragend für die Unter- 
stützung der Katastrophenhilfe, da sie ein institutionelles Selbstverständnis aus dem Glauben und der Nächstenliebe  
haben sowie tief mit der Region und den dort lebenden Menschen verbunden sind. Sie verfügen ebenfalls über direkten 
Kontakt zu besonders vulnerablen Bevölkerungsgruppen und genießen deren Vertrauen. Die lokalen Partner können den 
Katastrophenschutz mit Angaben zu Personen und betroffenen Einrichtungen unterstützen und ggf. bei Evakuierungen 
Angebote bereitstellen. Ein kontinuierlicher Informationsaustausch zwischen den lokalen Partnern und externen Organi-
sationen findet statt, um eine optimale Katastrophenhilfe für die Betroffenen sicherzustellen. Im Folgenden werden eini-
ge mögliche Ansatzpunkte für Hilfs- und Unterstützungsangebote genannt. 

7.5.1	 Förderung von Selbsthilfepotenzialen
Aufgabe der lokalen Partner ist es, die betroffene Bevölkerung vor der Katastrophe in ihrer Selbsthilfefähigkeit zu stär-
ken. Beispielsweise kann die Broschüre vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe zur „Persönli-
chen Notfallvorsorge“3 für die Verteilung in den Gemeinden bestellt werden. Das Thema der Katastrophenvorsorge soll-
te im besten Fall in bestehende Gesprächsrunden, Veranstaltungen etc. integriert werden. Es können auch Aktionstage 
oder Themenabende zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall in Zusammenarbeit mit dem lokalen Katastrophenschutz 
organisiert werden. Die lokalen Partner sind Anlaufstellen für die Vermittlung und den Erhalt von Informationen. Die-
se Informationen umfassen bedarfsorientierte Beratung oder Anleitung zum Selbstschutz, gezielte Weitervermittlung von 
Hilfsangeboten oder Vergabe finanzieller Zuwendungen in geringerem Umfang in akuten Notsituationen.

7.5.2	 Abschluss Elementarversicherung
Für eine Absicherung betroffener Personenkreise wird der Abschluss einer Elementarversicherung als Ergänzung zur 
Hausrat- oder Wohngebäudeversicherung dringend empfohlen. Eine Hausrat- oder Wohngebäudeversicherung sichert  
Betroffene nur in Teilen gegen die Risiken durch naturbedingte Schäden ab. Eine Elementarversicherung hingegen deckt 

3	� Die Broschüre ist als PDF erhältlich oder kann beim BBK bestellt werden.  
https://www.bbk.bund.de/DE/Ratgeber/VorsorgefuerdenKat-fall/Pers-Notfallvorsorge/Pers_Notfallvorsorge_node.html 
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die Folgen von Hochwasser, Starkregen, Erdbeben, Stürmen oder Schneelawinen ab. Sie ist daher eine sinnvolle Ergän-
zung bestehender Gebäudeversicherungen. Die Beitragshöhe der Elementarversicherung ist abhängig von den  
Risikogebieten4.

7.5.3	 Unterstützung von hilfsbedürftigen Menschen
Eine weitere Möglichkeit, sich zu engagieren, besteht in der individuellen Begleitung und Betreuung von Betroffenen, 
insbesondere von besonders vulnerablen Menschen wie beispielsweise von Senioren, Alleinerziehenden, Haushalten 
mit geringem Einkommen, Großfamilien, Arbeitslosen, Behinderten, Kranken und sozial Schwachen. Denkbar sind 
Maßnahmen wie
•	� aktives Aufsuchen potenziell eher passiver Menschen (Senioren, chronisch oder psychisch Kranke, Traumatisierte 

etc.), um sie über die Situation und Gefahren zu informieren bzw. um sie bei der Vorbereitung auf die oder bei der 
Bewältigung der Katastrophe zu unterstützen,

•	� die Unterstützung bei der Organisation von Evakuierungsmaßnahmen, z. B. die Bereitstellung von temporären 
Unterkünften oder Bettenplätzen in Pflegeeinrichtungen außerhalb des Katastrophengebiets,

•	 die Organisation von Betreuungspersonal,
•	� die Betreuung von Menschen, die durch die Katastrophen direkt oder indirekt betroffen sind oder als 

Katastrophenhelfende aktiv werden, durch Seelsorge und Notfallseelsorge.

7.5.4	 Katastrophenfall
Kommt es zu einer lokalen Katastrophe, wird die/der KatHiB des jeweiligen Landesverbands von den lokalen Partnern 
umgehend informiert. Der lokale Partner stimmt seine nächsten Schritte mit dem Landesverband und anderen Partnern 
ab und nimmt Kontakt zu den Katastrophenschutzeinheiten vor Ort auf. Die Koordination der Hilfsmaßnahmen durch 
die lokalen Partner kann je nach Größe und Zahl der Mitarbeitenden an die Einrichtung angepasst organisiert werden. 
In der Planung sollten entsprechende Kapazitäten berücksichtigt werden. Je nach Ausmaß der Katastrophe kann die/der 
Verantwortliche ein Team zusammenstellen, um den Bedarf in der betroffenen Bevölkerung zu ermitteln und in enger 
Abstimmung mit anderen Partnern erste Hilfsmaßnahmen oder – je nach Situation – möglicherweise auch weitergehende 
Maßnahmen in die Wege zu leiten. Die Zusammenarbeit mit der Notfallseelsorge sollte frühzeitig angestrebt werden.
Zur Vorbereitung auf den Ernstfall wird den lokalen Partnern empfohlen, Namenslisten von Mitarbeitenden zu erstellen, 
die je nach Katastrophe aufgrund ihres Berufes, ihrer Erfahrung oder ihrer Kenntnisse in bestimmten Fachbereichen in 
das Krisenteam einberufen werden können. 

Aufgaben lokale Partner

•	 Kontakt zu KatHiB im LV
•	 Ansprechpartner für Betroffene
•	 Ansprechpartner für Kommunen
•	 Kontakt und Austausch zu Kirchen und anderen lokalen Hilfs- und Wohlfahrtsorganisationen
•	 Teilnahme an Treffen auf Orts- und kommunaler Ebene und Koordination mit Kommunen
•	 Bereitstellung, Freistellung, Aufstockung von Personal
•	 Bereitstellung von Infrastruktur (Unterkunft, Betreuung etc.)
•	 Bereitstellung von mobilen Helfenden
•	 Aufklärung zu Hilfsangeboten
•	 Bedarfserhebungen vor Ort
•	 Transparente Identifizierung und Auswahl von Begünstigten
•	 Unterstützung bei der Antragsstellung
•	 Einrichtung einer Beschwerdestelle für Betroffene 
•	 Psychosoziale Hilfen
•	 Unterkunft und Verpflegung

4	 Weitere Informationen finden sich bspw. unter https://www.allianz.de/recht-und-eigentum/wohngebaeudeversicherung/elementarversicherung/
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8	 Anforderungen an das Personal

8.1	 Allgemeine Anforderungen
Die Arbeit mit Betroffenen stellt Mitarbeitende vor besondere Herausforderungen. Plötzlich eintretende und unvorherge-
sehene Situationen verlangen nach gut qualifizierten, motivierten und belastbaren Mitarbeitenden. Sie müssen zudem die 
Ziele, Maßnahmen, Leitlinien und Ablaufverfahren kennen, nach denen die Katastrophenhilfe im jeweiligen Fall geleistet 
wird. Wichtig ist es, alle Maßnahmen und Aktivitäten entsprechend abzustimmen und zu kommunizieren. 

Menschen nehmen unterschiedliche Hilfsangebote sehr unterschiedlich wahr, und nicht immer haben konkret messbare, 
technische, materielle und finanzielle Hilfen Priorität. Die Mitarbeitenden sollten, sofern notwendig, einen (Notfall-)Seel-
sorger5 hinzuziehen. Die Belastung in Katastrophen kann auch für die Mitarbeitenden zu viel werden und darf nicht un-
terschätzt werden. Das Angebot an psychosozialer Unterstützung ist neben den Betroffenen auch den Mitarbeitenden an-
zubieten und sicherzustellen. 

Hinweise für die Auswahl des Personals
Die zunehmende Komplexität der Rahmenbedingungen in der Katastrophenhilfe führt zu einer hohen Erwartung an die 
Kompetenzen und Qualifikationen der Mitarbeitenden. Die Praxiserfahrung spielt hierbei eine große Rolle, da gerade in 
einer Katastrophe oft nur wenig Zeit für Entscheidungen besteht. Der Rückgriff auf Erfahrungen beeinflusst das Han-
deln. Das Arbeitsumfeld in einer Katastrophe unterscheidet sich vom Alltag; die Arbeitgeber haben daher eine besonde-
re Fürsorgepflicht gegenüber ihren Mitarbeitenden. Die Auswahl der Mitarbeitenden sollte bereits vor der Katastrophe 
beginnen, sodass Zeit für vorbereitende Maßnahmen wie Übungen und Fortbildungen besteht. Dies sichert auch die Qua-
lität der Arbeit in der Katastrophenhilfe ab. Neben den formalen Auswahlkriterien (Qualifizierter Abschluss, Berufserfah-
rung etc.) sowie der Identifikation mit den kirchlichen Werten spielen in der Katastrophenhilfe die Sozialkompetenzen 
eine wichtige Rolle. Dazu gehören Empathie, Kommunikationsfähigkeit, Frustrationstoleranz, aber auch die Fähigkeit, 
die eigene psychische Belastung zu erkennen. Lokale bzw. regionale Ortskenntnisse sind ebenfalls von großem Vorteil  
(vgl. Deutscher Caritasverband 2015).

8.2	 Trainings
Im Katastrophenschutz spielen regelmäßige Fortbildungen und Übungen eine zentrale Rolle. In der Katastrophe muss 
das notwendige Wissen bereits vorhanden und geübt worden sein. Daher sind regelmäßige Übungen für den Notfall und 
Workshops auch im kleinen Rahmen ratsam. Grundzüge der Katastrophenhilfe sollten ebenfalls regelmäßig aufgefrischt 
werden. Trainings bietet die Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivilschutz (AKNZ) des BBK an. Die 
Teilnahme ist für Mitarbeitende von Hilfsorganisationen kostenfrei. Alle Seminare sind im Jahresprogramm6 abgebildet. 
Die Diakonie Katastrophenhilfe unterstützt die KatHiB bei der Suche nach passenden Angeboten und/oder richtet eigene 
Workshops für und mit den KatHiB aus.

8.3	 Hauptamtliche Mitarbeitende
Neben den KatHiB werden im Katastrophenfall weitere hauptamtliche Mitarbeitende in der Katastrophenhilfe benötigt. 
Diese können beispielsweise aus den Bereichen Beratung, Pflege und medizinische Dienste kommen.  
Oft wird der Arbeitsaufwand unterschätzt, daher sollte sichergestellt werden, dass entsprechende Mitarbeitende in  
Absprache mit den Kostenträgern von ihren Aufgaben freigestellt oder deren Anzahl aufgestockt werden. Zudem können 
zeitlich befristet weitere qualifizierte Personen eingestellt werden. 

8.4	 Freiwillig Helfende
Die freiwillig Helfenden bilden neben den Hauptamtlichen eine weitere zentrale Funktion in der Katastrophenhilfe, 
z. B. bei Fahrdiensten, bei der Verteilung von Hilfsgütern oder bei der Antragsstellungsunterstützung. Freiwillig 
Helfende bringen oft umfangreiche Kenntnisse aus ihrem beruflichen Umfeld mit und können die Kapazitäten der 

5 	� Die Notfallseelsorger sind nur solange aktiv, wie der Katastrophenfall ausgerufen ist. Danach ziehen sie sich in der Regel mit dem Katastrophenschutz zurück. 
Daher ist zu überlegen, Gemeindeseelsorger vor Ort oder, wie bspw.  in Bayern, die Dekanatsseelsorger mit überparochialen Aufgaben einzubeziehen.

6 	 https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/Downloads/AKNZ/AKNZ_Box_Jahresprogramm_2019.html
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Hauptamtlichen sehr gut ergänzen. Dennoch müssen an die ehrenamtlichen Helfenden die gleichen Anforderungen 
gestellt werden, um professionelle Katastrophenhilfe leisten zu können. Grundsätzlich gilt es, ehrenamtlich Helfende 
und Hauptamtliche gleich zu behandeln und beispielsweise auch ihren Versicherungsschutz und ihre psychosoziale 
Betreuung sicherzustellen. Es ist sehr zu empfehlen, eine hauptberufliche Kraft zur Betreuung und Koordination der 
Ehrenamtlichen bereitzustellen.
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9	 Hilfsmaßnahmen

9.1	 Umgang mit Betroffenen
Betroffene sind im Falle einer Katastrophe einer Vielzahl von physischen und psychischen Belastungsfaktoren ausgesetzt. 
Der Umgang damit unterscheidet sich von Person zu Person; oft sind sich die Betroffenen vor allem der psychischen Belas-
tung nicht bewusst. Wichtig ist es, eine angemessene Unterstützung und Fürsorge für die Betroffenen sicherzustellen und 
die Belastungen frühzeitig zu erkennen. 

Im Katastrophenfall übernimmt die psychosoziale Notfallversorgung (PSNV), der auch die Notfallseelsorge7  angeschlossen 
ist, diese Aufgaben. Die PSNV untersteht dem Katastrophenschutz. Ihr Angebot umfasst z. B. die Betreuung von Unfallop-
fern, Angehörigen und unverletzten Beteiligten, die Betreuung von Eltern nach dem plötzlichen Tod eines Kindes oder auch 
das Überbringen von Todesnachrichten an Familie und Angehörige, Opferbetreuung bei Haus- und Wohnungsbränden, Un-
terstützung bei und nach Großschadensereignissen. PSNV bedürfen nicht nur die von einer Katastrophe betroffenen Men-
schen, sondern auch die Helfenden. Selbst wenn sie persönlich von Verlusten verschont bleiben, so haben sie doch durch die 
Beschäftigung mit den Betroffenen eine Nähe zu dramatischen Schicksalen erreicht, die Ängste und tiefe Trauer in ihnen 
auslösen können. Allerdings gehört es nicht zur Aufgabe der PSNV, die langfristige psychosoziale Betreuung und entspre-
chende Therapien sicherzustellen. Daher ist es das Ziel der psychosozialen Nachsorge, Betroffene weiter zu begleiten und 
an die entsprechenden Stellen weiterzuleiten bzw. ihnen bei der Suche nach Unterstützung zu helfen. Nach Beendigung des 
Katastrophenfalls ist es die Aufgabe der Wohlfahrtsverbände, mit ihren Ressourcen die Hilfen fortzusetzen. Dies setzt eine 
gute Zusammenarbeit unter den Verbänden und mit anderen Beratungsdiensten voraus. 

Angebote zur Stärkung der Resilienz 
Darüber hinaus gibt es weitere Möglichkeiten der psychosozialen Betreuung, wie:

•	� Flutcafés bzw. Treffpunkte für Betroffene inkl. Informationsangebote: Wo bekomme ich Hilfe, welche Hilfen  
auch finanzieller Natur gibt es, etc.?

•	 Gesundheitsangebote wie z. B. Entspannungsworkshops, Sportangebote, Körpertherapie 
•	 Wochenendangebote z. B. Ausflüge, Grillfest
•	 Auszeiten wie z. B. Wochenende für Mutter und Kind, um wieder einmal Abstand zu bekommen
•	� Nachbarschaftshilfen, um das Gefühl des Alleinseins abzubauen und die Erfahrung zu vermitteln,  

dass Betroffene nicht hilflos ausgeliefert sind
•	 Seelsorge durch Gemeindeteam (insbesondere mit Blick auf die Sinnfrage)
•	 Film- und Kulturangebote, um abzuschalten und „Feel-Good-Momente“ zu erzeugen

Es gilt generell zu schauen, was für die lokalen Partner machbar und umsetzbar ist. Ziel ist es, den Betroffenen die Mög-
lichkeit zu geben, zeitweilig aus der Katastrophe herauszukommen und positive Momente zu erfahren. Der Austausch 
mit anderen Betroffenen zeigt, dass man nicht allein ist, und mitunter können nützliche Tipps ausgetauscht werden. Das 
Miteinander wird langfristig gestärkt und ist Teil der Bewältigungsstrategie.

9.2	 Hilfsangebote
Die Katastrophenhilfe schließt im Sinne einer nachhaltigen Hilfestellung an die Nothilfemaßnahmen der Katastrophen-
schutzorganisationen an. Wichtig ist, dass die Hilfsangebote nachrangig zu staatlichen Hilfsleistungen geplant werden. 
Im Idealfall findet eine Abstimmung mit den Katastrophenschutzbehörden statt (Übergabegespräche), um Brüche in der 
Begleitung der Betroffenen weitgehend zu verhindern. Die Katastrophenhilfe muss sich der Situation der Betroffenen in 
ihrer Gesamtheit annehmen und dies in der Entwicklung ihres Hilfespektrums entsprechend beherzigen. Ein primäres 
Ziel im Wiederaufbau besteht darin, das Leben der Betroffenen durch nachhaltige Hilfestellung wieder in die Normalität 

7	 Die Notfallseelsorge ist ein spezielles kirchliches Angebot der Kirchenkreise.
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zurückzuführen. Im Zentrum stehen dabei die Wiederinstandsetzung des Wohn- und Lebensraums der Betroffenen und 
die Förderung von vorhandenen Selbsthilfepotenzialen. 

Die Übersicht der Hilfsangebote macht deutlich, dass Katastrophenhilfe in der Regel keine Angelegenheit von ein paar 
Tagen oder Wochen ist, sondern aufgrund der Komplexität eher langfristig angelegt werden muss, um auch dem andau-
ernden Leiden der Menschen adäquat begegnen zu können. Der Hilfe in der akuten Notsituation müssen bei Bedarf  
weitere aufbauende Hilfsmaßnahmen folgen, die der langfristigen Existenzsicherung der Betroffenen sowie der Stärkung 
ihres Selbsthilfepotenzials und ihrer Eigenständigkeit dienen. Art und Umfang der weiterführenden Hilfsmaßnahmen 
ist nicht zuletzt von den verfügbaren personellen und finanziellen Ressourcen der lokalen Partner abhängig. Daher sollte 
bei der Entwicklung von Hilfsprogrammen und der zur Umsetzung benötigten organisatorischen Hilfestruktur immer der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Beachtung finden. Die Erfahrungen der letzten Katastrophen zeigen, dass ein Zeit-
raum von 2-5 Jahren durchaus realistisch ist.

Im Folgenden wird eine Auswahl von Hilfsangeboten der Diakonie Katastrophenhilfe bzw. der Landesverbände vorge-
stellt. Sofern der Diakonie Katastrophenhilfe bzw. dem jeweiligen Landesverband materielle oder finanzielle Ressourcen 
zur Verfügung stehen, können je nach Bedarf Hilfsmaßnahmen initiiert werden, die darauf abzielen, vor allem die beson-
ders Bedürftigen unter den Betroffenen bei der Beseitigung elementarer Schäden und dem Wiederaufbau zu unterstützen. 
Für die sozial und finanziell schwächeren Personengruppen wird eine Bewältigung von Schäden nicht ohne finanziel-
le Unterstützung Dritter möglich sein. Bislang wurden an Betroffene Darlehen bzw. Schenkungen ausgegeben. Eine der-
art umfassende finanzielle Hilfestellung, wie sie durch Bund, Länder und Spenden sammelnde Organisationen im Rah-
men der Hochwasserhilfe 2002 und 2013 möglich war, kann im Blick auf einen eventuellen erneuten Katastrophenfall in 
Deutschland eher nicht erwartet werden.

Es sind auch Katastrophenereignisse vorstellbar, bei denen finanzielle Zuwendungen an Betroffene wenig sinnvoll sind, 
da Materialien entweder nicht oder nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen, mit denen die elementaren Schä-
den behoben werden können. In solchen Fällen besteht die Aufgabe der Katastrophenhilfe darin, für die Betroffenen die 
erforderlichen Materialien zu beschaffen. 

Infobox: Sachspenden

In der größten Not bieten die existierenden Kleiderkammern und Möbellager lokaler Einrichtungen sicherlich eine 
gute Möglichkeit, einigen Betroffenen schnell und unbürokratisch Hilfe zu leisten. Vorsicht ist jedoch im Katastro-
phenfall bei Sachspenden geboten, die in unmittelbarem Zusammenhang zum Schadensereignis in den entsprechen-
den Einrichtungen eingehen. So war nach der Flutkatastrophe 2002 die Bereitschaft in der Bevölkerung zu Sach-
spenden sehr groß. Kleidung und Möbelstücke gehörten zu den bevorzugten Gegenständen, die hauptsächlich in den 
Sammel- und Verteilstellen der Hilfsorganisationen eingingen. Es gab viele Dinge, die schlichtweg nicht zu vermitteln 
waren oder die vollkommen am Bedarf der Betroffenen vorbeigingen. Die Lagerhaltung und anschließende Entsor-
gung von nicht mehr brauchbaren Waren ist dabei nicht zu unterschätzen. Der Zeit- und Kostenaufwand für die An-
nahme und Verteilung von Sachspenden ist zudem unverhältnismäßig hoch. Auf die Entgegennahme und Verteilung 
von Sachspenden sollte daher im Katastrophenfall nach Möglichkeit weitestgehend verzichtet werden. 

 
9.2.1	 Beratungsleistungen
Zu den besonders Bedürftigen unter den Betroffenen einer Katastrophe gehören im Allgemeinen die ohnehin sozial 
Schwachen der Bevölkerung, wie viele Alleinerziehende, ältere, behinderte oder kranke Menschen. Die Flutkatastrophen 
2002 und 2013 haben gezeigt, dass viele von ihnen nicht in der Lage waren, durch Eigeninitiative und Selbstorganisation 
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einen Ausweg aus der Not zu finden, da sie mit der Situation hoffnungslos überfordert waren. Die lokalen Partner können 
diese Menschen beispielsweise mit folgenden Hilfestellungen unterstützen:

•	 Familienberatung
•	 Schuldner- oder auch Rechtsberatung
•	 allgemeine Unterstützung in der Organisation des Alltags
•	 Vermittlung von Bauplanung und Baubetreuung
•	� organisatorische Unterstützung bei der Abwicklung von Verwaltungsaufgaben  

(z. B. Antragstellung, Abrechnung und Verwendungsnachweisführung)
•	 Begleitung bei Verhandlungen mit Banken und Versicherungen 

Bei Beratungsgesprächen besteht die Möglichkeit, gemeinsam zu einer Problemdefinition zu kommen. Viele Betroffene 
fühlen sich zunächst von den anstehenden Aufgaben überfordert. Deshalb ist es eine wichtige Aufgabe, bei Beratungsge-
sprächen Probleme in kleinere und damit überschaubare Problembereiche einzuteilen und mit Blick auf mögliche Akti-
vitäten zu sortieren. Nach einer derartigen systematischen Aufbereitung werden große Probleme häufig als wieder lösbar 
eingestuft. Beratungsgespräche können dazu beitragen, Ängste zu reduzieren, Menschen aus ihrer Lethargie herauszuho-
len, Verwirrung und Ohnmachtsgefühle zu überwinden und so den Betroffenen zu einer realistischen Situationsdefiniti-
on zu verhelfen.

9.2.2	 Hausbesuche
Im Zusammenhang mit der Betreuung und Beratung von Betroffenen sind persönliche Gespräche wichtig. In der Regel 
finden die Kontakte zwischen Mitarbeitenden und Betroffenen in lokalen Beratungsstellen statt. Darüber hinaus kommt 
in Einzelfällen Hausbesuchen eine besondere Bedeutung zu. Sie dienen der persönlichen Kontaktaufnahme und signa-
lisieren den Betroffenen, dass man sie in ihrer Situation wahrnimmt und sie mit ihren Problemen nicht allein gelassen 
sind. Es geht darum, menschlichen Beistand zu leisten und als Gesprächspartner bereitzustehen. Dies kann großen Ein-
fluss auf das psychische Erleben von Katastrophen und eine positive Einschätzung der Selbsthilfepotenziale haben.
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Sofern Spendenmittel zur Finanzierung von Rehabilitationsmaßnahmen zur Verfügung stehen, wird empfohlen, sich bei 
Hausbesuchen ein Bild von der Situation vor Ort zu machen, bei Bedarf hinsichtlich der Inanspruchnahme bestehender 
Versicherungen oder Hilfsprogramme von Wohlfahrtsorganisationen zu beraten und entsprechende Hilfestellungen beim 
Ausfüllen von Anträgen, Zusammenstellen von Unterlagen, Einholen von Nachweisen usw. zu geben. Oftmals geht es 
auch darum, Hinweise zu Fristen zu geben und Konsequenzen aufzuzeigen, falls Fristen versäumt werden. Konkrete Be-
ratung zu spezifischen Fragen („Welchen Baubetreuer können Sie empfehlen?“, „Hat der Gutachter solide gearbeitet oder 
ist ein Widerspruch einzulegen?“ usw.) sollte grundsätzlich vermieden werden.

9.2.3	 Hilfen für Betroffene mit körperlichen und psychischen Beeinträchtigungen
Bei dauerhafter körperlicher Schädigung oder bei Beeinträchtigungen, die sich infolge der Katastrophe weiter verstärken  
(z. B. bei Verstrahlungen), sollte die Hilfe darauf abzielen, die körperlichen Leiden der Betroffenen langfristig zu kurieren 
und/oder ihnen und ihren Angehörigen die notwendige Lebenshilfe anzubieten. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass  
sich körperliche Beeinträchtigungen unmittelbar und durchschlagend auf die Lebenssituation der Betroffenen selbst und 
ihr Umfeld (vor allem auf ihre Familie) auswirken können, so z. B. bei auftretender Erwerbsunfähigkeit oder beim Tod des 
Versorgers/der Versorgerin der Familie. Neben einer rein medizinischen Versorgung sollte eine nachhaltige Katastrophen-
hilfe deshalb auch immer die Bedeutung der körperlichen Beeinträchtigungen der Betroffenen auf ihr Leben und das ih-
rer Familie nach der Katastrophe bedenken und bei der Planung individueller Hilfestellungen einbeziehen. Gegebenenfalls 
müssen Hilfen im Rahmen der Sozialgesetzbücher erörtert werden (u. a. SGB II, V, IX, XII). Die meisten Landesregierungen 
bieten auch Härtefallhilfen an, die zu prüfen sind.

Neben körperlicher Beeinträchtigung können auch seelische, emotionale und psychosoziale Folgen für die Betroffenen 
sehr stark variieren. Diese sind meistens viel ausgeprägter als im Allgemeinen angenommen wird. Das Ausmaß und 
die Intensität der geschilderten Beschwerden stehen im engen Zusammenhang mit der Vorgeschichte der Betroffenen. 
Seelische Störungen in der Vorgeschichte können eine spätere Traumatisierung durch das Katastrophenereignis 
folgenschwerer machen. Menschen, die schon vor einer Katastrophe durch seelische, psychosomatische oder psychosoziale 
Probleme beeinträchtigt waren, können im Katastrophenfall schon durch leichte Unannehmlichkeiten erheblich aus der 
Bahn geworfen werden. Eine umfassende und nachhaltige Katastrophenhilfe sollte daher auch stets die psychosoziale  
und seelsorgerische Begleitung der Opfer bei der Bewältigung des Lebens nach der Katastrophe berücksichtigen.

9.2.4	 Finanzielle Hilfsmaßnahmen (Cash)
Die Ausgabe von finanziellen Hilfsmaßnahmen ist bzw. war bislang von den Förderrichtlinien der Bundesländer 
abhängig. Die Wohlfahrtsorganisationen haben im Sinne der Nachrangigkeit Personen unterstützt, die entweder keine 
finanzielle Unterstützung von staatlicher Seite erhalten haben oder die den notwendigen Prozentsatz Eigenanteil für 
den Erhalt der staatlichen Unterstützung nicht selbst aufbringen konnten. 2013 gliederten sich die Hilfen in folgende 
Kategorien:

•	 Soforthilfen: Handgeld zum Überleben in den ersten Tagen
•	 Haushaltsbeihilfen: privates Inventar und persönlicher Bedarf 
•	 Instandsetzungshilfe: Privatpersonen, Ergänzungsantrag zu Inventar
•	 Wiederaufbauhilfe: selbst genutztes Wohneigentum
•	 Wiederaufbauhilfe: Vermieter (Privatpersonen)
•	 Wiederaufbauhilfe: soziale Einrichtungen und Vereine
•	 Wiederaufbauhilfe: Selbstständige8 

8 	� Empfehlung: Künftig keine Unterstützung von KMU, nur in besonderen Ausnahmefällen, da die Verwendungsnachweisprüfung für die DKH  
zu aufwändig und spezielles Fachwissen notwendig ist.
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Infobox Cash Transfers

Die Ausgabe von Darlehen, Schenkungen oder Bargeld wird in der humanitären Hilfe unter dem Stichwort „Cash 
Transfers“ zusammengefasst. Die Cash Learning Partnership (CaLP) ist ein globaler Zusammenschluss von über 
80 humanitären Akteuren, der sich mit dem Thema Cash und Voucher (Bargeld und Gutschein) befasst. In diesem 
Netzwerk wurden bereits viele Richtlinien, Tipps und Erfahrungen in der Anwendung von finanziellen Hilfs-
leistungen analysiert und standardisiert. Die Katastrophenhilfe der Diakonie Katastrophenhilfe und LV kann auf diese 
Analysen und Hinweise zurückgreifen und den entsprechenden Mindeststandard auch in Deutschland umsetzen.   

Die Betroffenen erhielten 2013 auf Grundlage einer Bedürftigkeitsprüfung (siehe 9.3 Bedürftigkeitsprüfung) die finanziel-
le Zuwendung in Form eines Darlehens oder einer Schenkung bar auf das Konto. Die Darlehen sollten zunächst mit der 
Laufzeit von zwei Jahren ausgegeben und anschließend bei Bedarf um fünf Jahre verlängert werden. Die Zuwendungen 
wurden in Abhängigkeit von Schadenshöhe, Einkommensverhältnissen und Darlehensfähigkeit der Betroffenen abge-
stuft. Für Alleinerziehende, Schwangere, Behinderte, chronisch Kranke, alleinstehende Ältere wurde in der Regel von ei-
nem Mehrbedarf ausgegangen. Die Abrechnung der erhaltenen Gelder erfolgte auf Grundlage der Originalrechnungen 
oder der staatlichen Bescheide und Rechnungskopien. Ausgehend von den Erfahrungen aus 2013 wird dringend empfoh-
len, die Hilfen von dem Landesverband oder der Diakonie Katastrophenhilfe selbst zu verwalten und Rechnungen di-
rekt zu begleichen, sofern die Hilfen wieder im Zusammenhang mit staatlicher Hilfe ausgezahlt werden. So müssen kei-
ne Originalrechnungen nachgefordert werden. In der Abwicklung 2013 kam es dadurch zu erheblichen Verzögerungen in 
der Verwendungsnachweisprüfung. Werden bei einem kommenden Ereignis keine staatlichen Gelder an Betroffene aus-
gezahlt, wird eine Auszahlung von finanziellen Mitteln auf Grundlage der Cash Transfers Standards unbedingt empfoh-
len. Die Diakonie Katastrophenhilfe verfügt über eine Referentin für Cash Transfers, die jederzeit von den Landesverbän-
den kontaktiert werden kann. 

Es wird zudem empfohlen, für bestimmte Förderrichtlinien Mindesthöhen festzulegen, um den administrativen Aufwand 
in Grenzen zu halten. Für finanzielle Hilfen bis zu 1.500 Euro können vereinfachte Anträge gestellt und entsprechend ver-
einfachte Verwendungsnachweisprüfungen durchgeführt werden. 
Bei der Auszahlung von Mitteln für den Wiederaufbau sind unbedingt nachhaltige Maßnahmen im Sinne einer baulichen 
Katastrophenvorsorge zu planen. Die Diakonie Katastrophenhilfe leistet auf Anfrage gerne Unterstützung.

9.3	 Bedürftigkeitsprüfung
Die Wiederaufbauhilfe wird insbesondere nach Belangen der Bedürftigkeit verteilt. Im Grundsatz ergibt sich der  
Bedürftigkeitsbegriff aus dem Verhältnis des zur Verfügung stehenden Einkommens und der Haushaltsgröße.  
Ergänzend wird die Vulnerabilität hinzugezogen und gewichtet. 

In Deutschland ermittelt das Statistische Bundesamt die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung Betroffenen.  
In der EU-weiten Definition gelten Personen mit weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens als armutsgefährdet. 
Hierbei werden weitere Kriterien wie Zugang zu Konsumgütern, Ernährung, Wohnsituation und Beheizbarkeit der  
Wohnung, Überschuldung oder fehlende Haushaltsgeräte berücksichtigt (Diakonie 2018). Entsprechend werden die  
Zahlen jedes Jahr angepasst.

Formell wird zwischen Hilfebedürftigkeit und Hilfsbedürftigkeit unterschieden. Die Hilfebedürftigkeit wird in § 9 SGB II 
definiert. In Absatz 1 ist festgeschrieben: „Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus 
dem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, ins-
besondere von Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen, erhält.“ Die Hilfebedürftigkeit bezieht sich auf die 
finanzielle Situation einer Person oder eines Haushalts und bildet die Grundlage für den Anspruch auf eine Transferleis-
tung (Arbeitslosengeld und Grundsicherung). Die Hilfsbedürftigkeit hingegen beschreibt Personenkreise, die aufgrund ei-
ner Krankheit oder eines Unfalls körperlich eingeschränkt sind und die Hilfe anderer benötigen, um ihren Alltag zu meis-
tern (SGB II). 
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10	 Öffentlichkeitsarbeit und Spenden

In der Öffentlichkeitsarbeit – und vor allem bei der Spendeneinwerbung in Katastrophenfällen – bieten die diakonischen 
und kirchlichen Strukturen in Deutschland eine starke und besondere Möglichkeit, Aufmerksamkeit zu erhalten und die 
Bevölkerung zu mobilisieren. Umso abgestimmter und geregelter die Abläufe und Zuständigkeiten im Vorfeld von Ereig-
nissen sind, desto höher können die Wirkung und die Erfolge sein. Die Orientierung an der benötigten Hilfe muss im 
Vordergrund stehen. Die Diakonie Katastrophenhilfe hat sowohl von den Landeskirchen als auch von den diakonischen 
Landesverbänden in Deutschland das Mandat übertragen bekommen, die Katastrophenhilfe im In- und Ausland wahrzu-
nehmen. Nicht bei jedem katastrophalen Ereignis in Deutschland ist es notwendig, dass die Diakonie Katastrophenhilfe 
vom Hauptsitz Berlin aus mit Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung tätig wird. Je nach Umfang kann das Ereig-
nis über eingeführte Strukturen auch über einen einzelnen Landesverband oder gar nur lokal angegangen werden. Eine 
Abstimmung zwischen kirchlichen und diakonischen Einrichtungen bzw. mit der Diakonie Katastrophenhilfe ist immer 
notwendig – idealerweise in einem vorab bekannten und koordinierten Prozess unter der Federführung eines Landesver-
bands oder der Diakonie Katastrophenhilfe. Ein partnerschaftlicher Austausch und transparente Entscheidungen sind 
Grundlage für die gemeinsame Zusammenarbeit.

Wie bereits in Kapitel 1 beschrieben, gibt es unterschiedliche Arten von Katastrophen. Durch die besondere Nähe reagie-
ren Medien und die Öffentlichkeit meist intensiver auf solche Ereignisse in Deutschland, als wenn diese in einem fernen 
Land geschehen. Dabei sind Medien wie Fernsehen oder Tageszeitungen die treibende Kraft, inzwischen ist aber auch der 
Einfluss der Sozialen Medien mit ihren vielfältigen Möglichkeiten bemerkbar. Eine allgemeine und standardisierte Vor-
gehensweise zur Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung ist aufgrund der Erfahrungen in den vergangenen Jahren 
nicht möglich. Notwendig ist immer eine Abstimmung zwischen lokalen, regionalen und überregionalen Institutionen. 
Im Idealfall kann so eine optimale Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung aufgesetzt werden, die mit den „pro-
grammlichen“ Aktivitäten zusammen passt. Der Umfang der Bedürfnisse und die Unterstützungsmöglichkeiten der  
Diakonie Katastrophenhilfe – egal ob am Hauptsitz Berlin oder in der Region – geben dabei immer den Rahmen vor.

Grundsätzlich gibt es folgende grobe Muster von Katastrophen in Deutschland im Bezug zu Öffentlichkeitsarbeit und 
Spendeneinwerbung:

Lokale Ereignisse mit geringer und nur lokaler medialer Auswirkung
In der Regel findet hier höchstens eine Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung auf lokaler Ebene statt.  
Eine Abstimmung erfolgt maximal mit dem jeweiligen Landesverband.

Lokale / Regionale Ereignisse mit großer und regionaler bis überregionaler medialer Auswirkung
Dieses Szenario erfordert zunächst die Abstimmung der lokalen Institution mit dem jeweiligen Landesverband zu einer 
Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung. Bleibt das Ereignis medial auf maximal regionaler Ebene, begleitet der 
entsprechende Landesverband eine eventuelle Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung. Ein Austausch des Landes-
verbands mit dem Hauptsitz der Diakonie Katastrophenhilfe ist jedoch durchzuführen, da ggf. aus Berlin unterstützende 
Maßnahmen eingebracht werden können, sowohl zur Öffentlichkeitsarbeit als auch bei den Maßnahmen zur Spendenein-
werbung und -abwicklung.
Sollte das Ereignis eine große und überregionale mediale Auswirkung haben, ist eine Abstimmung zu den Maßnahmen 
dringend erforderlich. Wird die Diakonie Katastrophenhilfe programmlich und/oder finanziell unterstützend aktiv, hat 
dies eine Verlagerung der Öffentlichkeitsarbeit und Spendeneinwerbung nach Berlin zur Folge. Die Einwerbung (über das 
Berliner Konto) sowie die daran anschließende Abwicklung werden in Abstimmung mit dem jeweiligen Landesverband 
mit Berücksichtigung regionaler Prägungen von Berlin aus durchgeführt. In einer solchen Situation wird auf die vorgehal-
tene Struktur zur Einwerbung und Verwaltung von Spenden inklusive dem notwendigen Personal zugegriffen.

Überregionale Ereignisse (etwa über mehrere Bundesländer) mit großer und überregionaler medialer Auswirkung
Bei großflächigen Ereignissen mit hoher medialer Aufmerksamkeit in Kombination mit programmlicher und/oder  
finanzieller Unterstützung der Diakonie Katastrophenhilfe liegt auch die Steuerung der Öffentlichkeitsarbeit und die 
Spendeneinwerbung in Berlin. Maßnahmen jeder Art und aller Akteure werden mit Berücksichtigung regionaler Prä- 
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gungen gemeinsam abgestimmt und umgesetzt, wobei die Diakonie Katastrophenhilfe alle überregionalen Maßnahmen 
verantwortet. In einer solchen Situation wird auf die vorgehaltene Struktur zur Einwerbung und Verwaltung von Spenden 
inklusive dem notwendigen Personal zugegriffen.

Im Falle der Spendeneinwerbung und -verwaltung durch die Diakonie Katastrophenhilfe in Berlin gilt es, regionale Be-
sonderheiten bei Spenden zu beachten und in Einzelfällen Sonderlösungen zu vereinbaren. Das kann dazu führen, dass 
Spenden nicht nach Berlin gehen, sondern in der Region verbleiben bzw. an den jeweiligen Landesverband gehen. Dies 
vereinfacht zwar nicht unbedingt den Hilfeprozess, da Programm- und Finanzströme komplexer aufgesetzt werden müs-
sen. Ein Verzicht auf mögliche Spendenmittel ist jedoch auch keine Lösung. Dies kann im Übrigen auch bei Fördermitteln 
durch staatliche, Länder-, Gemeinde- oder anderer Aufsichtsbehörden passieren. Unter Beachtung aller juristischen Vor-
gaben ist hier ein offener, flexibler und transparenter Umgang bei kirchlichen Einrichtungen, diakonischen Landesver-
bänden und der Diakonie Katastrophenhilfe gefragt.

Finanzmittel und Sorgfaltspflicht 
Durch einen Katastrophenfall  kommt es in der Regel zu Mittelzuflüssen, die Wohlfahrtsverbände und Kirchenge-
meinden aus Kollekten, Steuer- oder Spendengeldern erhalten. Grundsätzlich ist mit einer treuhänderischen Verwal-
tung und Vergabe von Spendengeldern und öffentlichen Mitteln eine hohe Sorgfaltspflicht verbunden.

Bei Katastrophen überregionalen Ausmaßes empfiehlt sich aus den genannten Gründen, die auf den verschiedensten 
Ebenen vereinnahmten Spendengelder und Sammlungsmittel an zentraler Stelle zu akkumulieren. Die Konzen- 
tration der Finanzmittelflüsse ermöglicht eine bessere Planung und Steuerung der Hilfsmaßnahmen sowie der zur 
Umsetzung benötigten operativen Hilfestruktur. Sie reduziert den Verwaltungsaufwand und lässt im Blick auf die 
zwangsläufig folgenden Revisionen und Prüfungen die Möglichkeit zu, einen geschlossenen Finanzkreislauf von 
Einnahmen und Ausgaben darzustellen. Die Verwendung der Mittel wird transparent und in Absprache mit den 
Landesverbänden auf Grundlage von Projektanträgen festgelegt. Sonderregelungen sind möglich. Die Entschei-
dungsgrundlage für die Verteilung der Mittel ist der Bedarf der Betroffenen. Aufgrund ihrer Erfahrung in der treu-
händerischen Verwaltung und Umsetzung von Spendengeldern liegt es nahe, die Diakonie Katastrophenhilfe bei Ka-
tastrophen mit regionalem Ausmaß und nationalem Interesse sowie bei überregionalem Ausmaß mit der zentralen 
Mittelverwaltung zu beauftragen. 

Sorgfaltspflichten im Umgang mit Spendenmitteln beinhalten selbstverständlich die Berücksichtigung spendenrecht-
licher Vorgaben. Juristen sollten rechtliche Vorschriften mit Form und Inhalten von Formularen, Richtlinien und 
konkreten Hilfsmaßnahmen abgleichen. 

Die notwendigen Details zur Umsetzung der Zusammenarbeit der Diakonie Katastrophenhilfe mit dem jeweiligen  
Landesverband werden in Kooperationsvereinbarungen festgelegt.



36

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

11	 Literaturverzeichnis

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) (Hg.) (2018): BBK-Glossar. Ausgewählte zentrale Begriffe 
des Bevölkerungsschutzes. Band 8 - Praxis im Bevölkerungsschutz. Verfügbar unter: https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/
Downloads/BBK/DE/Publikationen/Praxis_Bevoelkerungsschutz/Glossar_2018.pdf?__blob=publicationFile. Letzter Zugriff 
12.02.2019

BBK (Hg.) (2010): Bevölkerungsschutz in Deutschland. Informationen für Betreiber Kritischer Infrastrukturen 
Managementfassung. Bonn. Verfügbar unter: https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/Publikationen/
Broschueren_Flyer/Faltblatt_bevoelkerungsschutz-management.pdf?__blob=publicationFile. Letzter Zugriff 22.10.2018.

CHS (2014): Core Humanitarian Standard on Quality and Accountability. Verfügbar unter: https://
corehumanitarianstandard.org/files/files/Core%20Humanitarian%20Standard%20-%20English.pdf. Letzter Zugriff 
04.06.2019

Deutscher Caritasverband (2015) Fluthilfe in Deutschland. Handlungsempfehlungen für die Katastrophenhilfe der 
Caritas. Freiburg. Verfügbar unter: https://www.caritas-international.de/cms/contents/caritas-internationa/medien/
dokumente/fluthilfe-in-deutsch/caritas_int_fk_fluthilfe-2015.pdf?d=a&f=pdf. Letzter Zugriff 22.10.2018

Diakonie Deutschland (Hg.) (2018): Wissen kompakt – Armut. Verfügbar unter: https://www.diakonie.de/fileadmin/user_
upload/Diakonie/PDFs/Wissen_kompakt_PDF/2018_Wissen_kompakt_Armut_2.pdf. Letzter Zugriff 14.02.2019

Diakonie Katastrophenhilfe (2019): Grundsätze der Diakonie Katastrophenhilfe. Verfügbar unter: https://www.diakonie-
katastrophenhilfe.de/ueber-uns/wie-wir-arbeiten/grundsaetze-positionen/grundsaetze.html. Letzter Zugriff 12.02.2019

Deutscher Wetterdienst (DWD) (2017): Rückblick auf den 18. Januar 2007 – Vor zehn Jahren: Orkan KYRILL wütet über 
Deutschland. Verfügbar unter: https://www.dwd.de/DE/presse/pressemitteilungen/DE/2017/20170111_10jahrekyrill.pdf?__
blob=publicationFile&v=3. Letzter Zugriff 12.02.2019 

Gunkel, Christoph (2013): Die vergessene Jahrhundertkatastrophe. Verfügbar unter: https://www.spiegel.de/einestages/
jahrhundertsommer-2003-eine-der-groessten-naturkatastrophen-europas-a-951214.html Letzter Zugriff 04.06.2019

Kreutzer, Rudolf (2008). Katastrophenschutz auf dem Prüfstand – Analysen, Prognosen und Empfehlungen für 
Deutschland. München: Allianz Deutschland AG.

Kappas, Martin; Menz, Gunter; Richter, Michael; Treter, Uwe (2003): Klima, Pflanzen- und Tierwelt: Spektrum 
Akademischer Verlag (3), S. 12–27. Verfügbar unter: 
http://archiv.nationalatlas.de/wp-content/art_pdf/Band3_12-27_archiv.pdf. Letzter Zugriff 27.09.2018

Lieser, Jürgen (2013): Was ist humanitäre Hilfe? In: Jürgen Lieser und Dennis Dijkzeul (Hg.): Handbuch Humanitäre 
Hilfe. Heidelberg: Springer Verlag, S. 9–28.

Lieser, Jürgen; Dijkzeul, Dennis (Hg.) (2013): Handbuch Humanitäre Hilfe. Heidelberg: Springer Verlag.

Schröter, Kai; Kunz, Michael; Elmer, Florian; Mühr, Bernhard; Merz, Bruno (2015): What made the June 2013 flood in 
Germany an exceptional event? A hydro-meteorological evaluation. In: Hydrol. Earth Syst. Sci. 19 (1), S. 309–327.

Sozialgesetzbuch II (SGB II): Zweites Buch Grundsicherung für Arbeitsuchende. Neugefasst durch Bekanntgabe vom 
13.5.2011 I 850, 2094; Zuletzt geändert durch Art. 20 G v. 17.7.2017 I 2541.



37

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

Sphere Association (2018). The Sphere Handbook: Humanitarian Charter and Minimum Standards in Humanitarian 
Response, fourth edition, Geneva, Switzerland, 2018. Verfügbar unter: www.spherestandards.org/handbook. Letzter 
Zugriff 12.02.2019

Thieken, Annegret (2015): Das Hochwasser im Juni 2013. Bewährungsprobe für das Hochwasserrisikomanagement in 
Deutschland. Bonn: DKKV (Schriftenreihe des DKKV, 53). 
Verfügbar unter: http://www.dkkv.org/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Publikationen/DKKV_53_Hochwasser_
Juni_2013.pdf. Letzter Zugriff 26.10.2018

UNISDR & UNOCHA (2008): Disaster Preparedness for Effective Response Guidance and Indicator Package for 
Implementing Priority Five of the Hyogo Framework. Geneva, Switzerland, 51+iv pp. Verfügbar unter: 
https://www.unisdr.org/files/2909_Disasterpreparednessforeffectiveresponse.pdf. Letzter Zugriff 12.02.2019

Verhaltenskodex (1993): Verhaltenskodex für die Internationale Rot Kreuz und Roter Halbmond Bewegung sowie 
Nichtregierungsorganisationen in der Katastrophenhilfe. Verfügbar unter: https://www.dahw.de/fileadmin/redaktion/
PDF/Organisation/code-of-conduct_RedCross.pdf. Letzter Zugriff 25.06.2019

 



38

LEITFADEN KATASTROPHENHILFE DEUTSCHLAND

1

2

3

4

5

6

7

• Relevanzprüfung

• Projektantrag

• Projektantragsprüfung

• Projektbewilligung

• Projektverträge

• Projektdurchführung

• Pojektabschluss

Anlage 1: 

Projektzyklus – Katastrophenhilfe in Deutschland

Notsituationen erfordern schnelles Handeln. Doch damit Hilfsmaßnahmen erfolgreich durchgeführt werden können, ist 
eine detaillierte und abgestimmte Projektplanung eine notwendige Voraussetzung. In der Planung geht es zunächst da-
rum, den Kreis der Betroffenen, die geplanten Maßnahmen und die zu erreichenden Ziele zu definieren sowie die dafür 
notwendigen Mittel abzuschätzen. Diese Planung unterstützt eine realistische Abschätzung von Hilfsmaßnahmen und 
die Anzahl von finanzierbaren Anträgen. Je nach Finanzierungslage können größere bzw. kleinere Maßnahmen oder 
mehr bzw. weniger Anträge bearbeitet werden. Die Planung von Projekten der Katastrophenhilfe richtet sich im Wesent-
lichen nach den Vorgaben der Diakonie Katastrophenhilfe. Je nach Umfang der Lage und Erfüllung der Kriterien wird 
der Projektantrag an den Landesverband oder an die Diakonie Katastrophenhilfe gestellt. Der Projektbearbeitungszyklus 
für Projekte stellt in übersichtlicher Form die gesamten Bearbeitungsschritte – von der Wahrnehmung einer Notsituation 
über die Bearbeitung von Projektanträgen, dem Bewilligungsprozess und der Implementierungsphase bis hin zum Projek-
tabschluss – dar. Grundsätzlich gliedert sich der Projektbearbeitungszyklus in sieben Bearbeitungsphasen:
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1	 Relevanzprüfung
Ziel: Klärung inwiefern LV/DKH  in der vorliegenden Notsituation aktiv werden muss und helfen kann

Es wird geprüft, ob und inwieweit die lokale Einrichtung oder der Landeverband aktiv werden muss bzw. helfen kann. 
Die Kriterien für die Aktivierung bilden den Rahmen für die Relevanzprüfung. Es werden Informationen über die Notsi-
tuation eingeholt und dokumentiert. Eine kurze Lagebeschreibung ist Teil der Relevanzprüfung. Die Lagebeschreibung 
umfasst zum einen die generelle Situation nach der Katastrophe in den betroffenen Regionen (national/regional) und zum 
anderen die Situation im Projektgebiet. Sofern es sich um ein lokales Ereignis handelt, wird nur die Lage vor Ort beschrie-
ben. Eine erste grobe Abschätzung des Umfangs der Hilfsmaßnahmen wird festgehalten.

1.	 Prüfung und Dokumentation Kriterien Aktivierung Nothilfe
2.	 Lagebeschreibung 
3.	 Abschätzung Umfang Hilfsmaßnahmen

In einem Dokument (max. drei Seiten) werden die Ergebnisse der Relevanzprüfung festgehalten und an die zuständige 
Stelle (DKH oder KatHiB) weitergeleitet. Die Diakonie Katastrophenhilfe oder die/der KatHiB bestätigen die Relevanz, 
woraufhin im nächsten Schritt ein Projektantrag formuliert wird, sofern die Projektidee nicht abgelehnt wird. Die Rele-
vanzprüfung dient auch zur internen Kommunikation zwischen den Einrichtungen. 

Ergebnis: Zusammenfassung der Relevanzprüfung auf max. 3 Seiten.  

2	 Projektantrag
Ziel: Ein schriftlicher Antrag ist entsprechend den Vorgaben formuliert und wird bei LV/DKH eingereicht.

Ein Projekt wird durch folgende Komponenten definiert: Zielvorgabe, Zielgruppe, Kosten- und Finanzplanung, Personal-
planung, projektspezifische Organisation, Einmaligkeit, optional: Beschaffungsplanung. Der Projektantrag sollte zehn 
Seiten nicht überschreiten.

1.	� Zielvorgabe: Ein Projekt wird durch bestimmte spezifische und hinreichend definierte Zielvorgaben zu Beginn der  
Projektplanung beschrieben. Es werden Indikatoren zur Messung der Zielvorgaben festgelegt. 

2.	� Zielgruppe: Die Zielgruppe für die geplanten Maßnahmen ist anhand von Kriterien definiert. Die Anzahl der  
Personen, die von den Maßnahmen profitieren sollen, ist ebenfalls festgelegt.

3.	� Kosten- und Finanzplanung: Es gibt ein festgelegtes Projektbudget und eine konkrete Finanzplanung. Die Einhaltung 
der Kosten wird von den Projektverantwortlichen sichergestellt.

4.	� Personalplanung: Ein fachübergreifendes und interdisziplinäres Projektteam wird zusammengestellt. Jede Person hat 
eine vordefinierte Aufgabe und eine entsprechende Qualifikation. Bereits angestellte Mitarbeitende werden von ihren 
anderen Aufgaben für die Projektlaufzeit freigestellt. Ggf. wird Personal aufgestockt bzw. anteilig –  
z. B. auf 50 % – reduziert. Neue Mitarbeitende können für die Projektlaufzeit befristet angestellt werden. 

5.	� Projektspezifische Organisation: Für die Projektlaufzeit arbeiten alle in der projektspezifischen Organisation. Die-
se umfasst den Projektaufbau, den Projektablauf und die Projektsteuerung. Die/der Projektverantwortliche leitet das 
Team und organisiert die Projektsteuerung, -durchführung und das Monitoring. Vorübergehend findet der Kern der  
Arbeit innerhalb des Projektteams statt. Sinnvoll ist auch eine räumliche Nähe der am Projekt beteiligten Personen. 
Die/der Projektverantwortliche stellt die Kommunikation im Team und nach außen sicher.

6.	� Einmaligkeit: Ein Projekt umfasst zumeist neuartige und zeitliche begrenzte Aufgaben und eine besondere Situation. 
Ein Projekt wird durch einen einmaligen Ablauf gekennzeichnet. Die Beendigung des Projekts ist ebenfalls mitgeplant. 
Zum Teil nicht beendete Aufgaben und Projekt-/Finanzberichte werden auch nach Abschluss des Projekts noch fertig-
stellt bzw. übergeben. 

7.	� (Optional: Beschaffungsplanung): Sofern die Verteilung von Hilfsgütern oder Bargeld geplant ist, wird dem Projektan-
trag eine Übersicht der zu beschaffenden Güter bzw. des zu beschaffenden Bargelds beigefügt.
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Im Projektantrag sind diese Komponenten detailliert zu beschreiben. Je genauer die Angaben und die Planung bereits im 
Projektantrag sind, desto schneller und einfacher lassen sich die Maßnahmen der Katastrophenhilfe umsetzen.

Ergebnis: Projektantrag max. 10 Seiten inkl. Angaben zu Zielvorgabe, Zielgruppe, Kosten- und Finanzplanung, Personalplanung, projektspezifische 
Organisation, Einmaligkeit und optional: Beschaffungsplanung.

3	 Projektantragsprüfung
Ziel: Bewertung des Projektantrags entsprechend der Vorgaben.

Der Projektantrag wird vom Landesverband bzw. der Diakonie Katastrophenhilfe inhaltlich und finanziell geprüft. 
Die Prüfung orientiert sich an den sieben Komponenten für einen Projektantrag.  Die einzelnen Teile sind in der 
Bewertungsmatrix aufgelistet.

Im Folgenden sind Fragen aufgelistet, die bei der Durchsicht des Projektantrags geprüft werden (können).

Zielvorgabe: Wurde das Projektziel SMART (spezifisch, messbar, attraktiv, realistisch und terminiert) definiert?  
Wie wurde das Ziel festgelegt bzw. wie wurden die Bedarfe vor Ort ermittelt? Entspricht die Zielvorgabe den Bedürfnissen 
der Betroffenen vor Ort? 

Zielgruppe: Ist die Zielgruppe klar definiert? Entsprechen die Auswahlkriterien den humanitären Standards?

Kosten- und Finanzplanung: Stehen Kosten- und Finanzplanung in Zusammenhang mit den zu erreichenden Maßnahmen 
und der Zielvorgabe? Sind die Finanzen für das Projekt vorhanden?

Personalplanung: Passen die Personalplanung und die Qualifikationen mit den Inhalten des Projekts zusammen?  
Passt die Anzahl an geplanten Personen?

Optional: Beschaffungsplanung: Was, wie und wo soll beschafft werden? Steht dies in Einklang mit den Grundsätzen der  
humanitären Hilfe? Bei größeren Katastrophen soll vorzugsweise zentral über die DKH beschafft werden.
Projektspezifische Organisation: Wurde eine projektspezifische Organisation dargestellt? Sind Instrumente der Projekt-
steuerung MEAL (Monitoring, Evaluation, Accountability and Learning) vorgesehen? Wo (räumlich & organisatorisch) 
ist das Projekt angesiedelt? Wurde die Kommunikation im Team und extern organisiert?

Einmaligkeit:  Ist das Projekt auf einen Zeitraum begrenzt und auf die einmalige/seltene Situation vor Ort abgestimmt? 
Kann das Projekt nach erfolgreicher Durchführung der Maßnahmen abgeschlossen und ggf. übergeben werden?

Ergebnis: Projektantrag wurde geprüft und Bewertungsmatrix wurde ausgefüllt.

Bewertungsmatrix Vorhanden? Akzeptiert? Abgelehnt? Erläuterungen

Zielvorgabe

Zielgruppe

Kosten- und Finanzplanung

Personalplanung

Projektspezifische Organisation

Einmaligkeit

Beschaffungsplanung
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4	 Projektbewilligung
Ziel: Der Projektantrag ist formal bewilligt und als Projekt erfasst.

Nach der Projektantragsprüfung wird eine Entscheidungsdokumentation (EDO) erstellt. In dieser werden alle relevanten 
Informationen zusammengefasst und die Entscheidungsfindung dokumentiert. In der EDO findet sich eine inhaltliche 
und finanzielle Entscheidung über die Projektbewilligung. Je nach Bewertung des Projektantrags wird eine Zu- bzw. 
Absage an den Antragsteller erteilt. Aufbauend auf der EDO wird der Projektantrag formal im Landesverband bzw. in der 
Diakonie Katastrophenhilfe bewilligt. Die Daten des Projekts und Stammdaten des Antragsstellers werden elektronisch 
erfasst. Die Projektbewilligung, bestehend aus EDO und Finanzplan, wird den Instanzen zur Unterschrift vorgelegt. 
Damit ist das Projekt formal bewilligt.

Wird das Projekt abgelehnt, sind die Gründe für die Ablehnung zu klären und sofern möglich eine positive Änderung 
herbeizuführen. Diese wird schriftlich dokumentiert und das Dokument abermals zur Unterschrift vorgelegt.

Ergebnis: Die Entscheidungsdokumentation wurde erstellt liegt unterschrieben vor. Das Projekt ist bewilligt.

5	 Projektverträge
Ziel: Ausarbeitung und Versand der Vertragswerke und des Bewilligungsschreibens.

In einem Vertragswerk werden die Projektzusammenarbeit, die geplanten Aktivitäten sowie die Projektregion vertraglich 
festgelegt. Dem Vertragswerk wird ein Bewilligungsschreiben beigelegt. Der Vertrag wird von beiden Seiten unterzeichnet. 
Die vertragliche Grundlage für die Projektzusammenarbeit ist geklärt. Eine Projektakte mit den vollständigen Projektda-
ten und -dokumenten wird angelegt. Eine Darstellung des voraussichtlichen Mittelabflusses (Liquiditätsvorschau) wird  
erstellt. Auf Anfrage stellt die Diakonie Katastrophenhilfe gerne einen Mustervertrag bereit.

Ergebnis: Vertragliche Grundlage für die Projektzusammenarbeit zwischen LV/DKH und dem Projektpartner ist geschaffen.

6	 Projektdurchführung
Ziel: Projektimplementierung gemäß Planung; kontinuierliches und zeitnahes Monitoring.

Nach Eingang des Vertrags kann die Projektimplementierung beginnen. Die Projektmittel bzw. bei Ratenzahlung die  
erste Rate können entsprechend der Finanzplanung angewiesen und ausgezahlt werden. Das Personal kann entsprechend 
des Projektantrags aufgestockt, freigestellt oder eingestellt werden. Auf Grundlage der Projektplanung können Materiali-
en oder Bargeld entsprechend der Richtlinien beschafft werden. Eine regelmäßige Kommunikation und Berichterstattung 
über den Fortschritt des Projekts entsprechend der MEAL Vereinbarungen ist sichergestellt. Gegebenenfalls finden  
Besuche des Projektträgers in der Projektregion statt. Kurze Statusberichte informieren die koordinierenden Stellen.  
Veränderungen in der Projektregion oder sonstige Abweichungen werden an den Projektträger gemeldet; die Mittel werden 
ggf. angepasst bzw. zusätzliche Mittel werden bereitgestellt. Das Projekt ist erfolgreich umgesetzt und kann formal abge-
schlossen werden.

Ergebnis: Das Projekt wurde erfolgreich umgesetzt.
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7	 Projektabschluss
Ziel: Projekt ist formal abgeschlossen und entsprechend der eigenen Vorgaben archiviert.

Für den Projektabschluss werden ein narrativer Abschlussbericht, ein Finanzbericht und je nach Umfang des Projekts 
ein Auditbericht erstellt. Die Berichte werden an den Projektträger übermittelt, der diese prüft. Bei Rückfragen oder 
Mängeln wendet sich der Projektträger an die durchführende Instanz, die die Berichte nachbessert. Der Projektbericht 
inkl. Finanzbericht und ggf. das Audit werden offiziell akzeptiert. Der Projektpartner wird über den erfolgreichen 
Projektabschluss informiert.

Ergebnis: Der narrative und finanzielle Finanzbericht und ggf. Auditbericht liegen vor. Ein Abschlussschreiben wurde erstellt.
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Anlage 2: 

Entscheidungsdokumentation

Projekt:	      

1. Ursache des Antrags
(ggf. Angaben zu Vorgängerprojekten)
     
2. Projektträger
  
3. Zielsetzung(en), erwartete Ergebnisse, geplante Aktivitäten
(inkl. Angaben zur Zielgruppe und ggf. Koordinierungsmechanismen)
     
4. Finanzen

4.1 Kosten- und Finanzierungsplan   
(in Projektwährung und ggf. Gegenwert in Euro)
Budget wird als Anlage beigefügt

4.2 Mittelherkunft
(in Euro)

5. Sonstige relevanten Informationen und Anmerkungen
(z. B. externe Stellungnahmen, interne Abstimmungs-prozesse, relevant für Pressearbeit und Kampagnen,  
Aktivitäten anderer (Hilfs-)Organisationen)

6. Empfehlungen

7. Handschriftliche Vermerke Abstimmungsinstanzen
(i. e. Dokumentation der gemeinsamen Entscheidung zur Weiterbearbeitung)

Datum, Unterschrift 	 Datum, Unterschrift 
Katastrophenhilfebeauftragte/r 	 Referats-/Abteilungsleitung	

in Projektwährung in EUR

Summe Kostenplan

Finanzierungsplan

Eigener Beitrag

Beiträger anderer Geber

Vorgesehener Beitrag DKH

Sonstige Beiträge

Finanzierung ungeklärt

Gesamt
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